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VORBEREITUNG DER BESPRECHUNG DER BUNDESKANZLERIN MIT 
DEN REGIERUNGSCHEFINNEN UND REGIERUNGSCHEFS DER LÄNDER

LÄNDER- UND KOMMUNALPARTNERSCHAFTEN MIT AFRIKA

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder empfehlen 
der Bundeskanzlerin folgenden Beschluss:

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder begrüßen 
die Impulse der Bundesregierung für eine gestärkte Partnerschaft mit 
Afrika. Sie sind sich darin einig, dass es eines breit angelegten Dis-
kussionsprozesses darüber bedarf, wie Afrika und Europa angesichts 
gemeinsamer, neuartiger Herausforderungen neue Dimensionen der 
Zusammenarbeit entwickeln können.

2. Die Länder kommen überein, ihr vielfältiges Engagement für 
nachhaltige Entwicklung in Afrika, insbesondere in Form von Länder- 
und Kommunalpartnerschaften fortzusetzen. Im Austausch mit der 
Bundesregierung sollen die bisherigen Instrumente sowie bestehende 
und geplante Projektkooperationen koordiniert weiterentwickelt 
werden. 

BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 01.JUNI 2017
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FORTSCHRITTSBERICHT ZUR NACHHALTIGKEITSSTRATEGIE DES 
BUNDES IM JAHR 2016

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder nehmen 
den vorgelegten Länderbeitrag zum Fortschrittsbericht 2016 zur 
Kenntnis und bitten das MPK-Vorsitzland, diesen an die Bundesregie-
rung zu übermitteln.

Die Länder kommen überein, in zukünftigen Länderbeiträgen alle 
drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (ökologische, soziale und öko-
nomische) angemessen zu berücksichtigen.

Beitrag der Länder zur Umsetzung des Leitprinzips der nachhalti-
gen Entwicklung und der globalen Nachhaltigkeitsziele

1.	MITVERANTWORTUNG DER LÄNDER 

Mit der Verabschiedung der 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung 
durch die Vollversammlung der Vereinten Nationen im September 
2015 erhielt die Nachhaltigkeitspolitik auf globaler, aber auch auf 
nationaler und subnationaler Ebene, neuen Rückenwind und neue 
Impulse. Die 2030-Agenda entwickelt das auf dem Weltgipfel von Rio 
1992 vereinbarte Leitprinzip der nachhaltigen Entwicklung fort, das 
auch auf der Ebene der deutschen Länder anerkannt und umgesetzt 
wird. 

In Beschlüssen der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vom 12.6.2014 und des Bundesrats vom 6.2.2015 (Drucksache 
622/14) haben die Länder festgestellt, dass die durch die 2030-Agen-
da erfolgte Weiterentwicklung hin zu globalen Zielen nachhaltiger 
Entwicklung einen Paradigmenwechsel in Richtung einer tiefgrei-
fenden Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft im Norden 
wie im Süden darstellt, um in gemeinsamer Verantwortung die Welt 
zukunftsfähig und gerecht zu gestalten.

Die Länder begrüßen daher ausdrücklich, dass die Vereinten  
Nationen mit der 2030-Agenda und insbesondere mit den 17 globalen 
Zielen nachhaltiger Entwicklung (SDGs) einen ambitionierten Nach-
haltigkeitsrahmen geschaffen haben. Zur Umsetzung der 2030-Agen-
da ist nach Überzeugung der Länder ein abgestimmtes, gemeinsames 
Handeln notwendig, sowohl zwischen Bund und Ländern als auch bei 
der Zusammenarbeit mit Kommunen, Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Kirchen. Zahlreiche der globalen Nachhaltigkeitsziele berühren 
auch die Zuständigkeiten der Länder. Die Wahrnehmung der interna-
tionalen Verantwortung Deutschlands für eine weltweite nachhaltige 
Entwicklung kann daher nur dann gelingen, wenn die 2030-Agenda 
auch über abgestimmte Beiträge von Bund und Ländern umgesetzt 
wird.

BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 17. MÄRZ 2016
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Die Länder haben bereits in der Vergangenheit einen wichtigen 
Beitrag zum Nachhaltigkeitsprozess und zur Erreichung der bisheri-
gen Millennium Development Goals geleistet. Sie sind gewillt, dies 
mit Blick auf die Umsetzung der SDGs in Deutschland und auch im 
internationalen Kontext fortzuführen. 

Dabei erkennen sie u. a. in den Themen der Ungleichheit in und 
zwischen Staaten, der nachhaltigen Bewirtschaftung und effizienten 
Nutzung der natürlichen Ressourcen, der Steigerung des Anteils  
erneuerbarer Energien und der deutliche Erhöhung der Energieeffi-
zienz sowie der Stärkung der Widerstandskraft und Anpassungsfähig-
keit gegenüber klimabedingten Gefahren zentrale Handlungsfelder. 
Die Länder sind sich ihrer internationalen Verantwortung bewusst. 
Sie setzen sich für einen global verantwortungsvollen Umgang mit 
den verfügbaren natürlichen Ressourcen, nachhaltige Produktions- 
und Konsummuster unter Einhaltung globaler sozialer Standards ein.

Alle Länder haben in den letzten Jahren mit Gesetzen, Strategien, 
Förderprogrammen sowie Kommunikations- und Partizipationsaktivi-
täten zu wichtigen Nachhaltigkeitsthemen wie Klimaschutz und Kli-
maanpassung, Energiewende, biologische Vielfalt, Ressourcenschutz, 
Bildung und Wissenschaft, nachhaltigem Konsum, Ernährung und 
Mobilität, sozialem Zusammenhalt und gesellschaftlichem Wandel 
bereits erhebliche Anstrengungen unternommen, um eine nachhal-
tige Entwicklung voranzubringen. Inzwischen haben zwei Drittel der 
Länder Nachhaltigkeitsstrategien verabschiedet. 

In den letzten vier Jahren seit dem letzten Länderbeitrag zum 
Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie gab es in 
vielen Ländern neue Entwicklungen, die zum Teil auf den Impulsen 
der Rio+20-Konferenz 2012 beruhen. Mittlerweile haben erste Länder 
die SDG und deren Umsetzung als zentrale Elemente ihrer Nachhal-
tigkeitsstrategien aufgegriffen1. 

Die Nachhaltigkeitsstrategien der Länder beziehungsweise vergleich-
bare Strategiedokumente decken teilweise ein breites Themenspek-
trum ab (vergleichbar mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie), 
sind zum Teil aber auch thematisch fokussierter. Das Instrumen-
tenspektrum (Nachhaltigkeitsprüfungen, interministerielle Koordi-
nierung, Dialoge mit Stakeholdern, Beiräte etc.) der Strategien ist 
unterschiedlich. Manche Länderstrategien orientieren sich stark an 
der nationalen Strategie, andere Länder haben ein eigenständiges 

1 Genannt werden können beispielhaft die Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategien in 
Baden-Württemberg (2012) und Bayern (2013), die strategische Neuausrichtung der Nach-
haltigkeitsstrategie in Hessen (2014) sowie die Neufassung beziehungsweise Fortschreibung 
von Strategien in Sachsen (2013), Brandenburg (2014) und Rheinland-Pfalz (2015). Andere 
Länder haben Nachhaltigkeitsberichte und Indikatorenberichte veröffentlich (z.B. Thüringen 
2012, Berlin 2014, Hessen seit 2009, Sachsen-Anhalt 2015). Nordrhein-Westfalen hat im 
September 2015 den Entwurf einer Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt, die nach einer 
Konsultationsrunde im Frühjahr 2016 endgültig verabschiedet werden soll. Dies wird nach 
Rheinland-Pfalz die zweite Länderstrategie sein, die die SDGs aufgreift. Aktuell wird in 
Berlin mit dem Berliner Nachhaltigkeitsprofil, das im Frühjahr 2016 erscheinen wird, ein 
methodisch neuer Weg beschritten, der sich in die vom Berliner Senat 2014 beschlossene 
Berlin Strategie/Stadtentwicklungskonzept 2030 einbettet
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Instrumentarium entwickelt (z. B. mit Nachhaltigkeitskonferen-
zen, die Regierungsmitglieder und Stakeholder zusammenbringen 
oder Formaten für Jugendbeteiligung). Für die Länder spielt die 
Zusammenarbeit mit den Kommunen und der Zivilgesellschaft eine 
wichtige Rolle. Einige Länder haben besondere Kooperationsformen 
mit der Wirtschaft aufgebaut. Das Thema Bewusstseinsbildung in der 
Bevölkerung steht im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategien einiger 
Länder besonders stark im Fokus, z.B. Nachhaltigkeitswoche, Tag der 
Nachhaltigkeit.

2.	AUSGEWÄHLTE THEMATISCHE SCHWERPUNKTE DER BUND-LÄN-
DER-ZUSAMMENARBEIT 

a)	Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE)

Aufbauend auf den Erfahrungen und anknüpfend an bestehende 
Strukturen der Umsetzung der UN-Dekade „Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung“ (2005 bis 2014) verstetigen die Länder ihre Anstren-
gungen in Anlehnung an das aktuelle (2015 bis 2020) Weltaktions-
programm „Bildung für nachhaltige Entwicklung“(BNE). BNE befasst 
sich mit globalen Zusammenhängen und Herausforderungen und den 
damit verbundenen komplexen ökologischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen. BNE trägt dazu bei, das Bewusstsein für nachhaltige 
Lebensweisen in die Gesellschaft zu tragen. Damit ist BNE neben po-
litischen Übereinkünften, finanziellen Anreizen oder technologischen 
Lösungen ein zentrales Instrument auf dem Weg zu einer nachhalti-
gen Entwicklung. Zur Umsetzung des Weltaktionsprogramms haben 
einige Länder eigene BNE-Strategien und Maßnahmen entwickelt.

Entsprechend den prioritären Handlungsfeldern des Weltaktionspro-
gramms werden künftig besonders die ganzheitliche Transformation 
von Lern- und Lehrumgebungen sowie die Kompetenzentwicklung bei 
Lehrenden und Multiplikatoren in der frühkindlichen, schulischen, 
beruflichen und universitären Aus- und Weiterbildung stärker in den 
Mittelpunkt der Länderaktivitäten rücken. Eine besondere Rolle 
spielt zudem die Stärkung und Mobilisierung der Jugend im Sinne 
der Eröffnung eigener Gestaltungs- und Verantwortungsspielräume. 
Daneben bleiben die politische Unterstützung und die Förderung 
nachhaltiger Entwicklung auf lokaler Ebene besonders durch die 
Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements und für partizipative 
sowie kooperative Prozesse zentrale Bestandteile.

Die Länder unterstützen den Bund bei der nationalen Umsetzung 
des Weltaktionsprogramms und der Entwicklung eines Nationalen 
Aktionsplans BNE durch ihre Mitwirkung an der Nationalen Plattform, 
den Fachforen und Partnernetzwerken. Mit Blick auf die starke Rolle 
der formalen Bildung verweisen die Länder auf die Notwendigkeit 
eines ergänzenden engen politischen Austausches zwischen Bund und 
Ländern, um bei der Erstellung und Umsetzung des Nationalen Akti-
onsplans non-formale und informelle Bildungsbereiche gleichwertig 
zu berücksichtigen.

6
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b)	Nachhaltige öffentliche Beschaffung

Die nachhaltige öffentliche Beschaffung war in den letzten Jahren 
ein wichtiges Schwerpunktthema der Bund-Länder-Zusammenarbeit 
in Nachhaltigkeitsfragen. In der von der Bundesregierung initiier-
ten „Allianz für nachhaltige Beschaffung“ haben auch viele Länder 
mitgearbeitet. Die Allianz hat gemeinsame Schlussfolgerungen zu 
wichtigen Themen, zum Beispiel bei der Beschaffung von  
ÖPNV-Fahrzeugen und von Elektromobilen und bei nachhaltigen 
Baustandards, ermöglicht. Praktisch noch nicht befriedigend ist die 
Datengrundlage zu nachhaltigen Beschaffungen, die eine strate-
gische Steuerung der Beschaffungsvorgänge ermöglichen würde. 
Die 2015/2016 laufende Novelle des Bundesvergaberechts wird die 
Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialaspekten in allen Stufen des 
Vergabeverfahrens ermöglichen und z. B. die Berücksichtigung von 
Umwelt-und Fair Trade – Labels in Vergabeverfahren vereinfachen. 

Alle diese Nachhaltigkeitsaspekte sind auf bundesgesetzlicher Ebene 
als „Kann“-Vorschriften ausgestaltet und lassen dem öffentlichen 
Auftraggebern somit die Freiheit, diese Aspekte in den jeweils 
geeigneten Phasen des Vergabeverfahrens zu berücksichtigen. Einige 
Länder haben mit eigenen Landesvergabegesetzen beziehungsweise 
Verwaltungsvorschriften zum Teil weitergehende Nachhaltigkeitsre-
gelungen etabliert. Die Länder erwarten auch zukünftig eine positive 
Rahmensetzung des Bundes für nachhaltige Vergabepraktiken.

c)	Nachhaltigkeitsindikatoren

Auch das Thema Nachhaltigkeitsindikatoren war in den letzten 
Jahren ein Schwerpunkthema der Nachhaltigkeitskooperation zwi-
schen Bund und Ländern. Viele Nachhaltigkeitsstrategien und /oder 
-berichte der Länder enthalten Indikatorenkataloge, die sich zum 
Teil eng an den Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
orientieren, häufig aber auch zusätzliche landesspezifische Priori-
täten aufgreifen. Die Arbeiten an einem gemeinsamen Katalog von 
Nachhaltigkeitsindikatoren der Länder wurden im Berichtszeitraum 
unter dem Dach der Konferenz des Chefs des Bundeskanzleramtes 
mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der 
Länder (CdS) fortgeführt.

Einige Landesstrategien enthalten auch konkrete, quantifizierte und 
terminierte Ziele, die mit diesen Indikatoren bestimmt und gemes-
sen werden können. Angesichts der Herausforderung, die Bericht-
erstattung zu den 17 SDGs und den dazugehörigen Unterzielen und 
Indikatoren in Deutschland zu implementieren, wird es in Zukunft 
verstärkter Anstrengungen von Bund und Ländern bedürfen, um eine 
möglichst hohe Kompatibilität der Indikatorensysteme zu erreichen. 
Die Länder erwarten dabei i.S. der vertikalen Integration eine inten-
sive Abstimmung des Bundes, um sicherzustellen, dass Indikatoren-
berechnungen auf Bundesebene, soweit sinnvoll, möglichst auch auf 

7
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Länderebene und optimalerweise auch auf kommunaler Ebene dar-
stellbar sind. Wenn die Ziel- und Indikatorensysteme anschlussfähig 
und damit die Entwicklungen in Bund und Ländern vergleichbar sind, 
verbessert das die Chancen dafür, dass sich die Aktivitäten von Bund 
und Ländern ergänzen und gemeinsame Nachhaltigkeitsziele erreicht 
werden können. Dazu bedarf es ggf. einer politischen Schwerpunkt-
setzung, die aber nicht in Frage stellen, dass Deutschland seinen 
Berichtspflichten aus der 2030-Agenda umfassend nachkommt. 
Neben dieser strategischen Aufgabe ist auch die Kommunikation der 
Nachhaltigkeitsziele sowie der Maßnahmen und Instrumente zum 
Erreichen der Ziele eine gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern. 
Möglicherweise kann es für die Nachhaltigkeitskommunikation wich-
tig sein, ausgewählte Indikatoren plakativ herauszustellen, ebenso 
können zusammengesetzte Indizes wie der Wohlfahrtsindex eine 
wichtige Rolle spielen. 

3. ZUKÜNFTIGE BUND-LÄNDER-ZUSAMMENARBEIT ZUR NACHHALTI-
GEN ENTWICKLUNG

Die bewährte Zusammenarbeit im Rahmen des Bund-Länder-
Erfahrungsaustausches zur nachhaltigen Entwicklung unter Vorsitz 
des Bundeskanzleramts und des Vorsitzlandes der Ministerpräsi-
dentenkonferenz sollte auch in Zukunft fortgesetzt werden. Die 
Einbeziehung der Staatskanzleien bzw. Senatskanzleien und des 
Bundeskanzleramtes sowie der federführenden Landesministerien 
und verschiedener Bundesministerien kann gewährleisten, dass der 
Nachhaltigkeitsprozess und die 2030-Agenda in der gesamten thema-
tischen Breite behandelt werden. Dieser Austausch auf Arbeitsebene 
kann im Sinne des schon vom Bundesrat geforderten „strukturierten 
Dialogs“ bei Bedarf durch einen Austausch auf politischer Ebene mit 
dem Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung der Bun-
desregierung oder im Rahmen der Fachministerkonferenzen ergänzt 
werden. 

Zur Umsetzung der SDGs auf europäischer Ebene ist ein neuer strate-
gischer Rahmen für nachhaltige Entwicklung angezeigt. Die konse-
quente und politisch sichtbare Implementierung der 2030-Agenda auf 
europäischer Ebene, z. B. in einer neuen EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
oder einer effektiven Verankerung der SDGs in einer neuen „Eu-
ropa 2030“-Strategie, könnte die Nachhaltigkeitsanstrengungen 
in Deutschland, insbesondere in der Umsetzung der Struktur- und 
Investitionspolitik der EU, substanziell befördern.

Die Länder werden sich daher gemeinsam mit dem Bund für einen 
solchen strategischen Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung auf 
EU-Ebene einsetzen.

8
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BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 12. JUNI 2014 

Beitrag der deutschen Länder zur Post-2015-Agenda  
für nachhaltige (globale) Entwicklung

1. �Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder begrüßen 
den von den Vereinten Nationen (VN) eingeleiteten umfassenden 
Prozess zur Erarbeitung einer neuen Agenda für nachhaltige  
Entwicklung für die Zeit nach 2015. In dieser Agenda werden die 
2015 auslaufenden Millennium Development Goals (MDGs) und  
die Diskussion über die Weiterentwicklung der Millenniums- 
Entwicklungsziele (Millennium Development Goals / MDG) sowie 
die derzeit laufenden Arbeiten zu den in Rio im Juni 2012 besch-
lossenen Sustainable Development Goals (SDGs) zusammenge-
führt. Künftig werden die globalen Nachhaltigkeitsziele neben den 
bisherigen Schwerpunkten auch Aspekte von sozialer, ökologischer 
und wirtschaftlicher Nachhaltigkeit einbeziehen. Mit dieser Wei-
terentwicklung ist ein Paradigmenwechsel hin zu einer tiefgrei-
fenden Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft im Norden 
wie im Süden verbunden, um in gemeinsamer Verantwortung die 
Welt zukunftsfähig und gerecht zu gestalten. 

2. �Durch die Post-2015-Agenda gewinnt das Engagement der Länder 
im Bereich der Entwicklungs- und Nachhaltigkeitspolitik entspre-
chend der 2008 abgestimmten Kernkompetenzen und Handlungs-
felder weiter an Bedeutung. Damit stehen die Entwicklungspolitik 
der Länder sowie die Zusammenarbeit der Länder mit dem Bund 
und anderen Akteuren in den kommenden Jahren vor neuen  
Herausforderungen:

	 // �Neue globale Nachhaltigkeitsziele erhöhen die Anforderungen 
an ein kohärentes Regierungshandeln, um diese Ziele auch auf 
Landesebene zu erreichen.

	 // �Nachhaltige Verhaltensmuster in Deutschland, wie etwa bei 
Konsum, Energieverbrauch, Mobilität, Ernährung, Gesundheit 
oder wirtschaftlichem Handeln erhalten neues Gewicht. 

	 // �Bildung für Nachhaltige Entwicklung und Globales Lernen  
werden zu wichtigen Themen im schulischen und außer- 
schulischen Bereich. 

	� Zur Umsetzung dieser Ziele ist ein abgestimmtes, gemeinsames 
Handeln in Deutschland notwendig, sowohl zwischen Bund und 
Ländern etwa bei bewährten Bildungsschwerpunkten (z.B. Human 
Capacity Building) oder den entwicklungspolitischen Landespart-
nerschaften als auch bei der Zusammenarbeit mit Kommunen, 
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Kirchen für eine nachhaltige 
Entwicklung.
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3. �Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bekräf-
tigen ihre Bereitschaft, zur Erreichung der gemeinsamen globalen 
Nachhaltigkeitsziele im Rahmen ihrer Möglichkeiten geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen. Die Zusammenarbeit der Länder un-
tereinander sowie die Zusammenarbeit mit dem Bund haben sich 
in gemeinsamen Programmen bewährt. Ihr kommt auch bei den 
neuen globalen Nachhaltigkeitszielen eine große Bedeutung zu.

4. �Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder halten 
darüber hinaus lokale, regionale, nationale wie internationale 
Kooperationen auf allen Ebenen für einen wichtigen Baustein bei 
der Weiterentwicklung einer globalen nachhaltigen Entwicklung. 
Sie bitten die Fachministerkonferenzen, diese Kooperationen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten zu unterstützen. 

 



BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 22. -24. OKTOBER 2008

11

Die Regierungschefs der Länder kommen überein, bei der entwick-
lungspolitischen Zusammenarbeit der Länder auf der Grundlage des  
Berichts „Zukunftsfähigkeit sichern – Entwicklungspolitik in gemein- 
samer Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen“ zu verfah-
ren. Dabei erwarten sie Kooperation und Unterstützung durch die 
Bundesregierung.

Zukunftsfähigkeit sichern – Entwicklungspolitik in gemeinsamer  
Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen

I. �WELTWEITE HERAUSFORDERUNGEN UND DIE AUFGABEN  
DER LÄNDER

Die Bekämpfung von Hunger und Armut, der Klimawandel und die 
weltweit zunehmende Migration stellen die Entwicklungspolitik vor 
neue Herausforderungen. Die Bewältigung der globalen wirtschaftli-
chen, ökologischen und politischen Umwälzungen erfordert nicht nur 
von den Nationalstaaten und internationalen Institutionen, sondern 
auch von den Ländern verstärkte Anstrengungen.

Vor dem Hintergrund der Millenniums-Entwicklungsziele von 2000 
und der Paris Deklaration von 2005 wollen die Länder ihre spezifi-
schen Kompetenzen komplementär zu den nationalen und interna- 
tionalen Akteuren einsetzen, ohne als weitere Geber in Konkurrenz 
zu ihnen zu treten. Es ist die vorrangige Aufgabe der Länder, als  
Träger und Rahmengeber für Entwicklungspartnerschaften zu fungie-
ren, diese zu koordinieren und zu unterstützen. Die partnerschaftli-
chen Aktivitäten der Länder und Kommunen mit Städten, Provinzen, 
Regionen und Staaten der Gruppe der Entwicklungs- und Schwellen-
länder gilt es weiter auszubauen.

Mit ihrem vielfältigen Engagement nehmen die Länder nicht nur 
Mitverantwortung für eine nachhaltige globale Entwicklung wahr, 
sondern sichern auch ihre eigene gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Zukunftsfähigkeit. Angesichts der zunehmenden Bedeutung von 
Wissen, Innovation und interkultureller Kompetenz für die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland und an-
gesichts der großen Wachstumspotenziale vieler Entwicklungsländer 
wird sich das entwicklungspolitische Engagement  
auch für die Länder selbst nutzbringend auswirken.

II. �KERNKOMPETENZEN UND HANDLUNGSFELDER FÜR  
DAS ENGAGEMENT DER LÄNDER

Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich die Länder nach Maßgabe 
ihrer entwicklungspolitischen, personellen und haushaltsbezogenen 
Präferenzen auf folgende Kernkompetenzen und Handlungsfelder:

1. Klimaschutz und Energie

Klimaschutz, Energieeffizienz und der Einsatz erneuerbarer Ener-
gien sind zu Schlüsselthemen der Entwicklungspolitik geworden. Auf 
Grund ihrer breiten Erfahrungen und ihrer Nähe zu den Akteuren der 
Wirtschaft sind die Länder prädestiniert, einen Beitrag zur Bewälti-
gung des Klimawandels zu leisten.
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2. Ernährungssicherheit und ländliche Räume

Das Millenniumsziel, den Anteil der Hungernden an der Weltbevölke-
rung bis 2015 zu halbieren, ist gefährdet. Die Länder können durch 
Beratung, Bildung und Forschung vielfältige Angebote entwickeln, 
um die Produktivität der Landwirtschaft sowie den Lebensstandard in 
den ländlichen Räumen in den Entwicklungs-ländern zu verbessern.

3. Migration und Entwicklung

An der Schnittstelle von Entwicklungspolitik, Migration und Inte- 
gration ergeben sich neue Aufgaben und Chancen für die Länder.  
Die Aktivierung der Diaspora kann neue Potenziale für die wirtschaft-
liche und kulturelle Kooperation mit Entwicklungsländern mobili-
sieren und die Kompetenz der Migranten als Brückenbauer zu ihren 
Heimatländern stärken.

4. Wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit

Die Länder wollen ihr wissenschaftliches Know-how und die Kompe-
tenz ihrer Hochschulen verstärkt für die Entwicklungszusammenar-
beit nutzen und ihre Hochschulen für ausländische Studierende und 
Wissenschaftler attraktiver machen. Sie leisten damit einen Beitrag 
zur Verbesserung der internationalen Bildungsko-operation und 
wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit.

5. Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung

Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung ist eine wichtige Voraussetzung 
für Armutsbekämpfung und Bewältigung des Klimawandels. Die Ent- 
wicklungszusammenarbeit von heute ist die Außenwirtschaft von 
morgen. Die Länder wollen Außenwirtschaft und Entwicklungszusam-
menarbeit besser zusammen führen und ihre Wirtschaftsförderung 
stärker für das Engagement von kleinen und mittleren Unternehmen 
in Entwicklungsländern nutzen.

6. Gute Regierungsführung und Dezentralisierung

Mit ihren Erfahrungen und Kompetenzen im föderalen System sind 
die Länder in besonderem Maße geeignet, Entwicklungsländer in 
Bezug auf gute Regierungsführung und beim Aufbau dezentraler Ver-
waltungsstrukturen zu unterstützen und einen aktiven Beitrag zum 
„capacity building“ zu leisten.

7. Kultur und Entwicklung

Kultureller Austausch dient der Völkerverständigung und trägt 
zur internationalen Konfliktprävention bei. Deshalb gewinnen der 
interkulturelle Dialog und die Umsetzung kultureller Aspekte der 
Entwicklungszusammenarbeit an Bedeutung, insbesondere vor dem 
Hintergrund der UNESCO-Konvention zur kulturellen Vielfalt (2005). 
Die Länder wollen die Kulturkooperation mit Entwicklungsländern – 
auch gemeinsam mit dem Bund – verstärken.
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8. Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit

Es bleibt die wichtige Aufgabe der Länder, die entwicklungspolitische 
Informations- und Bildungsarbeit und das damit verbundene bürger-
schaftliche Engagement zu fördern. Gleichwohl begrüßen die Länder 
das Engagement des Bundes in diesem Bereich. Einer gemeinsam 
getragenen und breit angelegten entwicklungspolitischen Informa-
tions- und Bildungsarbeit im schulischen und außerschulischen Sektor 
kommt eine große Bedeutung zu. Dies sollte mit den Anstrengungen 
der Länder zur Umsetzung der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ und mit dem neuen Orientierungsrahmen für den Lern-
bereich globale Entwicklung verbunden werden.

III. ENTWICKLUNGSPOLITIK IN GEMEINSAMER VERANTWORTUNG

Die Leistungen der Länder in ihrer Substanz und Vielfältigkeit sind 
für die Entwicklungspolitik unverzichtbar und öffnen neue Perspek-
tiven für ein verstärktes gemeinsames Engagement. Die Länder sind 
bereit, auch weiterhin ihre Verantwortung für die Entwicklungspo-
litik wahrzunehmen und in diesem Politikfeld eine aktive Rolle zu 
spielen.

Dem Beitrag der Kommunen für die Partnerschaft mit Entwick-
lungsländern messen die Länder eine große Bedeutung zu. Dies gilt 
insbesondere für Kultur- und Bildungsarbeit, für die Kooperation mit 
Migranten aus Entwicklungsländern, für gute Regierungsführung und 
Dezentralisierung sowie für „capacity building“ im Bereich kommu-
naler Aufgaben.

Von der Bundesregierung erwarten die Länder Kooperation  
und Unterstützung. Dies bedeutet insbesondere:

// �Dort, wo die Länder im Hinblick auf bestimmte Zielländer oder 
Themen besonderes Engagement zeigen oder über besondere Kom-
petenz verfügen, sollte die Bundesregierung die Länder stärker in 
die bilaterale und internationale Entwicklungszusammenarbeit des 
Bundes einbinden (Ländergespräche, Thementeams, Kooperation 
mit CIM, DED, GTZ, InWEnt gGmbH, KfW u.a.).

// �Regionale und überregionale Strukturen im Bereich der entwick-
lungspolitischen Bildungsarbeit und der Weiterbildung von Fach- 
und Führungskräften in Deutschland sind für die Länder von großer 
Bedeutung. Sie sollen erhalten bleiben und gestärkt werden.

// �Von der Stärkung des Standortes Bonn als Sitz der Vereinten 
Nationen und internationales Kompetenzzentrum für Entwick-
lungszusammenarbeit und nachhaltige Entwicklung können alle 
Länder profitieren. Im Lichte dieser Erfahrung bitten die Länder 
die Bundesregierung, für die Ansiedlung weiterer internationaler 
Organisationen in Deutschland zu werben. Nur durch gemeinsame 
entwicklungspolitische Anstrengungen von Bund, Ländern und 
Kommunen wird es Deutschland gelingen, seine Zukunftsfähigkeit 
im globalen Wettbewerb zu wahren.
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BESPRECHUNG DER REGIERUNGSCHEFS VON 
BUND UND LÄNDERN AM 17. JUNI 2004

UMSETZUNG DER VERPFLICHTUNGEN IM RAHMEN DER  
MILLENNIUMSAGENDA – ÜBERPRÜFUNGSKONFERENZ 2005

1.	�Die Regierungschefs von Bund und Ländern stellen fest, dass  
es erheblicher Anstrengungen und einer Bündelung aller Kräfte 
bedarf, um die Verpflichtungen aus der Millenniumserklärung  
des Jahres 2000, die daraus abgeleiteten Millenniums-Entwick-
lungsziele und den Konsens von Monterrey aus dem Jahr 2002 
umzusetzen.

2.	�Der Bundeskanzler unterstreicht die wichtige Rolle der Entwick-
lungszusammenarbeit sowie der Informations- und Bildungsarbeit 
der Länder für die deutsche Entwicklungspolitik. Er würdigt den 
Beitrag der Länder zur Erreichung der deutschen ODA-Quote 
von 0,33 % des Bruttonationaleinkommens bis 2006 sowie der 
Millenniums-Entwicklungsziele.

3.	�Der Bundeskanzler betont, dass die Bundesregierung den Entwick-
lungshaushalt in 2004 um rd. 16 Mio. Euro (rd. 0,4 % gegenüber 
2003) erhöht hat, während der Gesamthaushalt um 1,1 % sinkt. 
Darüber hinaus hat Deutschland seine ODA-Leistungen von 0,27 % 
in 2002 auf 0,28 % des Bruttonationaleinkommens in 2003 gestei-
gert. Er appelliert an die Länder, ebenfalls besondere Anstrengun-
gen bezüglich der Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit zu 
unternehmen.

Die Regierungschefs der Länder erinnern an die Beschlüsse der Minis-
terpräsidenten der Länder von 1988, 1994 und 1998 mit dem Ziel,  
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten ihren Beitrag zur 
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele sowie der deutschen 
ODA-Quote zu leisten, betonen aber gleichzeitig, dass angesichts der 
schwierigen Haushaltslage als Folge der wirtschaftlichen Entwicklung 
schon die Beibehaltung des status quo ein ehrgeiziges Ziel ist.
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Die Regierungschefs der Länder sind sich darin einig, dass bei der 
Entwicklungszusammenarbeit im Ausland und bei der entwicklungs-
politischen Inlandsarbeit durch wechselseitige Verwertung von Erfah-
rungen und effiziente Bündelung von Kräften verstärkt Möglichkeiten 
der Kooperation und der Arbeitsteilung genutzt werden sollten, um 
den erhöhten Anforderungen gerecht werden zu können.

Sie nehmen den Bericht der Länderarbeitsgruppe „Koordination und 
Kooperation in der Entwicklungsarbeit der Länder der Bundesrepub-
lik Deutschland“ vom 22. Juni 1998 zur Kenntnis.

Die Regierungschefs der Länder appellieren an die Bundesregierung, 
die Länder bei der Entwicklungszusammenarbeit mit ausländischen 
Partnern mit ihren Erfahrungen und Möglichkeiten noch stärker 
als bisher in die konzeptionellen Überlegungen (Länderkonzepte, 
Sektorkonzepte) einzubeziehen und die Kohärenz von Entwicklungs-
politik und Außenwirtschaft zur Sicherung nachhal-tiger Entwicklung 
zu fördern.

Aufgrund der herausragenden Bedeutung von Nichtregierungsorgani-
sationen und Initiativen fordern die Regierungschefs der Länder die 
Bundesregierung und die Europäische Union auf, neben der entwick-
lungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit durch komplemen-
täre Maßnahmen insbesondere die Förderung von Projekten der 
Nichtregierungsorganisationen und Initiativen zu unterstützen.

�BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 9. JULI 1998
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BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 1./2. DEZEMBER 1994

Mit ihrem Beschluss vom 28. Oktober 1988 haben die Regierungschefs 
der Länder erneut die Bereitschaft unterstrichen, ihren Beitrag zur 
Lösung aktueller Probleme des Nord-Süd-Verhältnisses zu leisten  
und dabei zugleich die Beschlüsse vom 3./4. Mai 1962 und 26.-28. 
Oktober 1977 bekräftigt. Sie sehen darin auch weiterhin eine geeig-
nete Grundlage, auf der sich die Entwicklungszusammenarbeit der 
Länder vollziehen kann. 

Die Regierungschefs der Länder unterstreichen die Bedeutung des 
Rio-Folgeprozesses für die Länder und werden ihn im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten nachdrücklich unterstützen. 

Sie sehen in den Ergebnissen der Rio-Konferenz eine deutliche Unter-
stützung ihrer eigenen Position, die darauf gerichtet ist, an dem 
notwendigen Veränderungsprozess nicht nur die Partner im Süden, 
sondern vor allem auch die Menschen im eigenen Land intensiv und 
auf allen Ebenen zu beteiligen. Ohne Mitgestaltung durch die Bevöl-
kerung und ohne Transparenz der notwendigen Veränderungsprozesse 
werden diese nicht umgesetzt werden können, weder im Norden 
noch im Süden. 

Durch die Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung werden die 
zukünftigen Entwicklungsziele in Grundsätzen definiert und die po-
litischen Prioritäten und zuständigen Strukturen in der sog. „Agenda 
21“ präzisiert. 

Der bei der Rio-Konferenz vereinbarte gemeinsame Entwicklungspro-
zess verlangt die Bereitschaft zu einer partnerschaftlichen Entwick-
lung jeweils angepasster tragfähiger umwelt- und sozial gerechter 
Modelle für das zukünftige Zusammenleben der Menschen auf diesem 
Planeten. Entwicklungszusammenarbeit muss deshalb Querschnitts-
aufgabe werden und die Kohärenz der zentralen Politikfelder 
anstreben. 

Die Regierungschefs der Länder wollen diesen innovativen Impuls 
nach Kräften unterstützen und damit ihren Beitrag zugunsten einer 
nachhaltigen, sozial gerechten Entwicklung in der Einen Welt leisten. 

Die Regierungschefs der Länder bieten ihre Kooperation im Rio-
Folgeprozess an und erwarten von der Bundesregierung, dass sie 
ihrerseits den notwendigen Umsetzungsprozess nach Rio fördert und 
insbesondere bei der Berichterstattung Deutschlands gegenüber der 
UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) alles in ihren Kräf-
ten Stehende tut, um Länder, Kommunen, gesellschaftliche Gruppen 
einschließlich Nichtregierungsorganisationen aktiv an diesem Prozess 
zu beteiligen.
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Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern hat eine zuneh-
mende wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung erhalten.

Die Länder haben – unbeschadet der grundsätzlichen Zuständigkeit 
des Bundes auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik – mit ihren viel-
fältigen Leistungen einen wichtigen Beitrag zum Auf- und Ausbau der 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern geleistet.

Die Ministerpräsidenten sehen in den Beziehungen zwischen den 
Industrie- und Entwicklungsländern einen wichtigen Teil einer auf in-
ternationale Zusammenarbeit ausgerichteten Politik. Die Ausweitung 
und Vertiefung dieser Politik liegt im Interesse beider Seiten. Sie ist 
allerdings wachsenden qualitativen und quantitativen Herausforde-
rungen ausgesetzt.

Trotz weltweiter Anstrengungen hat sich die Lage einer größeren 
Zahl von Entwicklungsländern in den letzten Jahren verschlechtert. 
Internationale Verschuldung, Budgetdefizite, Inflation, wachsende 
Armut, zunehmende Schädigungen der Umwelt und die nicht aus-
reichende Leistungsfähigkeit staatlicher Einrichtungen sind hierfür 
Ursache und Folge zugleich. Der Abstand vieler Entwicklungsländer 
zu den Industrienationen hat sich vergrößert. Die Ministerpräsi-
denten fordern die Bundesregierung und die Europäischen Gemein-
schaften auf, gemeinsam mit den Entwicklungsländern Vorschläge 
für einen nachhaltigen Ausbau ihrer Beziehungen zu erarbeiten und 
dabei geeignete Rahmenbedingungen für eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder der Dritten 
Welt zu schaffen.

Die Länder sind bereit – im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zu-
ständigkeiten und Möglichkeiten – in Abstimmung mit der Bundesre-
gierung ihren Beitrag zur Lösung aktueller Probleme des Nord-Süd-
Verhältnisses zu leisten. Die Ministerpräsidenten bekräftigen ihre 
Bereitschaft zur Fortsetzung der partnerschaftlichen Zusammenar-
beit mit den Entwicklungsländern auf der Grundlage ihrer Beschlüsse 
vom 3./4. Mai 1962 und 26.-28. Oktober 1977.

Die Ministerpräsidenten sehen die Schwerpunkte der Mitarbeit der 
Länder in der Entwicklungszusammenarbeit auch weiterhin in der 
Förderung der 

// �Aus- und Fortbildung von Fachkräften vor Ort und im Inland 

// �personellen Hilfe 

// �Durchführung von Projekten in Entwicklungsländern

// �entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit

Sie betrachten diese Maßnahmen als wichtigen Beitrag für eine 
eigenständige Entwicklung der Länder der Dritten Welt und die  
Möglichkeit der verstärkten Teilnahme am Welthandel.

Im Hinblick auf die weltweit veränderten ökonomischen und sozialen 
Gegebenheiten halten die Ministerpräsidenten eine Ausweitung der 

BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 28. OKTOBER 1988
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Zusammenarbeit der Länder der Bundesrepublik Deutschland mit  
den Entwicklungsländern auf folgenden Gebieten für geboten:

// �Zusammenarbeit im Bildungswesen einschließlich berufliche 
Bildung 

// �Wissenschaftliche Zusammenarbeit

// �Entwicklungsländerbezogene Forschung an Hochschulen

// �Technische Zusammenarbeit einschließlich Entwicklung  
und Übertragung angepasster Technologie

// �Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschaftsförderung

// �Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen

// �Ländliche und städtische Entwicklung

// �Verbesserung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen  
Verwaltung und der Einrichtung zur Wirtschaftsförderung

// �Förderung des Gesundheitswesens

// �Kulturelle Zusammenarbeit

Die Ministerpräsidenten sind der Auffassung, dass die Zusammen-
arbeit mit den Entwicklungsländern nicht nur vom Bund und den  
Ländern, sondern auch von der breiten Öffentlichkeit getragen  
werden muss. Die Länder begrüßen und fördern deshalb das Enga-
gement der Nicht-Regierungsorganisationen und der Kirchen in der 
Entwicklungszusammenarbeit sowie Aktivitäten von Gemeinden  
und von bürgerschaftlichen Initiativen.

Die Ministerpräsidenten sehen eine verstärkte Einbeziehung der  
Entwicklungspolitik in die schulische und außerschulische Informa-
tions- und Bildungsarbeit vor, um auf diese Weise das Bewusstsein 
und das Verständnis für die Probleme der Länder der Dritten Welt  
zu vertiefen.

Die bisherige wechselseitige Unterrichtung von Bund und Ländern 
über ihre entwicklungspolitischen Maßnahmen hat sich als nützlich 
erwiesen. Sie bedarf mit Blick auf den Gesamtumfang der entwick-
lungspolitischen Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaften, des 
Bundes und der Länder der Erweiterung und inhaltlichen Verbes-
serung. Die Länder vereinbaren, die gegenseitige Information über 
wichtige entwicklungspolitische Vorhaben auszubauen.

Die Ministerpräsidenten begrüßen die Absicht der Bundesregierung, 
ein Informationssystem als Kontaktstelle für entwicklungspolitische 
Vorhaben des Bundes und der Länder beim Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit einzurichten und erklären ihre 
Bereitschaft, daran mitzuwirken.

Die Bundesregierung wird gebeten, die Länder über neue Maßnah-
men und Veränderungen in den entwicklungspolitischen Schwer-
punkten des Bundes, seiner in der Entwicklungsarbeit tätigen 
Institutionen sowie der internationalen Organisationen zeitgerecht 
zu unterrichten.
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Die Ministerpräsidenten der Länder erklären ihre grundsätzliche 
Bereitschaft, auf der Grundlage des Beschlusses vom 3./4. Mai 1962 
die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe fortzusetzen. Entsprechend diesem Beschluss 
bitten sie die Bundesregierung, die Länder über die Grundlinien der 
Entwicklungspolitik und der Maßnahmen auf dem Gebiet der Kapital-
hilfe, der Handelshilfe und der technischen Hilfe wieder regelmäßig 
zu unterrichten, und zwar bei Fragen von übergeordneter politischer 
Bedeutung in den Gesprächen des Bundeskanzlers mit den Regie-
rungschefs der Länder, bei sonstigen politisch bedeutsamen Fragen 
in den zuständigen Fachministerkonferenzen, insbesondere in der 
Wirtschaftsministerkonferenz und in der Finanzministerkonferenz.

BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 26.-28. OKTOBER 1977 
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BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 3./4. MAI 1962

Die Ministerpräsidenten haben am 26. Januar 1961 anerkannt, dass 
die Entwicklungspolitik Aufgabe des Bundes ist. Sie haben die Bereit-
schaft der Länder erklärt, im Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer 
Möglichkeiten an der Entwicklungshilfe mitzuwirken. Von diesen 
Grundgedanken ausgehend hat die von den Ministerpräsidenten ein-
gesetzte Länderkommission die Frage der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern erörtert und mit dem Bund darüber verhandelt. 
Auf Grund dieser Beratungen fassen die Ministerpräsidenten folgen-
den Beschluss:

1. �Die Ministerpräsidenten gehen davon aus, dass die Durchführung 
von Entwicklungshilfemaßnahmen im Ausland grundsätzlich  
Sache des Bundes ist. Die Länder werden im Rahmen der Ent-
wicklungspolitik des Bundes und nach Abstimmung mit dem Bund 
technische Hilfe, insbesondere Bildungs- und Ausbildungshilfe, in 
Entwicklungsländern leisten, wobei der Bund nach außen als Trä-
ger der deutschen Entwicklungshilfe in Erscheinung treten wird.

2. �Die Ministerpräsidenten halten im Hinblick auf den von den 
Ländern erwarteten Beitrag eine enge Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern für erforderlich. Dazu gehört auch, dass sie über die 
Grundlinien der Entwicklungspolitik des Bundes und seine Maßnah-
me auf den Gebieten der Kapitalhilfe und der handelspolitischen 
Hilfe, vor allem auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungs-
hilfe, durch die zuständigen Bundesstellen, insbesondere den 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, laufend  
und umfassend unterrichtet werden.

3. �Grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit werden in der Länder-
kommission für Entwicklungshilfe behandelt. Für die laufende 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern regen die Minister
präsidenten an, beim Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit einen „Länderausschuss Entwicklungshilfe“  
zu bilden.

4. �Die Länder sind bereit, bei der Errichtung von länderkundlichen 
Informationszentren und einer Zentralstelle für die Berufsförde-
rung mitzuwirken. Die Frage des Standorts, der Gebietsabgren-
zung und der organisatorischen Gestaltung muss der Abstimmung 
der Länder untereinander und mit dem Bund überlassen bleiben. 
In diesem Zusammenhang wird die Zielsetzung der Deutschen 
Stiftung für Entwicklungsländer grundsätzlich begrüßt.

5. �Die Ministerpräsidenten messen der Arbeit auf dem Gebiet der 
Bildungs- und Ausbildungshilfe besondere Bedeutung bei. Die 
Länder werden geeignete Personen für diese Aufgaben bereitstel-
len. Im Einzelnen sollen die in der Anlage enthaltenen Grundsätze 
angewandt werden.
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Anlage

Grundsätze für die Arbeit der Länder auf dem Gebiet der Bildungs- 
und Ausbildungshilfe.

1)	�Bei der Bereitstellung von Personal für die Aufgaben der  
Entwicklungshilfe soll Folgendes beachtet werden:

a)	�Die Länder stellen für die Abordnung und Beurlaubung von öffent-
lichen Bediensteten in den Länderhaushalten Leerstellen in dem 
erforderlichen Umfang bereit, um den in das Ausland entsandten 
Kräften nach Erfüllung ihres Auftrages die Rückkehr in ihr altes 
Dienstverhältnis zu ermöglichen. Dabei gehen die Länder davon 
aus, dass im Regelfall die Bezüge der im Rahmen von Bundesmaß-
nahmen entsandten Personen für die Zeit der Tätigkeit im Ausland 
in voller Höhe vom Bund getragen werden. Bundes- und Landes-
beamte sollen gleich behandelt werden. Hierfür sind übereinstim-
mende Richtlinien zu erarbeiten.

b)	�Für nicht im öffentlichen Dienst stehende Personen sollen die mit 
ihrer Inanspruchnahme zusammenhängenden Fragen einheitlich 
geregelt werden.

c)	�Damit die Länder die von ihnen erwarteten Beiträge personeller 
Art zeitgerecht erfüllen können, ist eine möglichst frühzeitige 
Information der Länder über die vom Bund geplanten Maßnahmen 
und den sich daraus für die Länder ergebenden Personalbedarf 
erforderlich.

2)	�Die Länder fördern Angehörige von Entwicklungsländern, die zur 
Ausbildung in die Bundesrepublik kommen.

	� Bei Praktikanten, die von den Ländern eingeladen und auf ihre 
Kosten ausgebildet werden, werden die Länder sich hinsichtlich 
der Wahl des Entsendungslandes und der Ausbildungsmaßnah-
men mit dem Bund abstimmen. Auch freie (nicht über Regie-
rungsvereinbarung hereingekommene) Praktikanten können mit 
Landesmitteln gefördert werden. Für Praktikanten, die vom Bund 
eingeladen werden, sollte der Bund die gesamten Unterhaltungs-, 
Ausbildungs- und Betreuungskosten tragen. Bei der Auswahl von 
Praktikanten sollte nach strengeren Grundsätzen als bisher ver-
fahren und für eine bessere Sprachausbildung gesorgt werden.

3)	�Zuschussleistungen der Länder an förderungswürdige Organisatio-
nen, die sich der Praktikanten- und Studentenbetreuung wie auch 
der sonstigen Pflege der menschlichen Kontakte zu den im Inland 
weilenden Angehörigen der Entwicklungsländer widmen, sollen 
unter den Ländern koordiniert werden.
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LEISTUNGEN DER LÄNDER IN DER  
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT
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Traditionell ist die Entwicklungszusammenarbeit in Baden-Württem-
berg durch starke und effiziente zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, Netzwerke und Initiativen geprägt, was sich durch Mitsprache 
und Engagement auf die Entwicklungspolitik des Landes auszeichnet. 
Im Februar 2013 beschloss die Landesregierung neue Entwicklungs-
politische Leitlinien für Baden-Württemberg, die in einem seinerzeit 
bundesweit einmaligen Beteiligungsprozess erarbeitet wurden. Über 
1.500 Bürgerinnen und Bürger aus dem ganzen Land, sowie 120 Or-
ganisationen und Verbände haben die Entwicklungspolitik des Landes 
über die Initiative Welt:Bürger gefragt! aktiv mitgestaltet und tragen 
sie bis heute mit.

Auch nach Verabschiedung der Entwicklungspolitischen Leitlinien 
wird der entwicklungspolitische Dialog Welt:Bürger gefragt! fortge-
setzt. Auf jährlich stattfindenden entwicklungspolitischen Landes-
konferenzen überprüfen die Bürgerinnen und Bürger des Landes die 
Umsetzung der Leitlinien und entwickeln neue Handlungsvorschläge. 
Der aus Expertinnen und Experten der großen entwicklungspolitisch 
aktiven Netzwerke des Landes bestehende Rat für Entwicklungszu-
sammenarbeit (REZ) berät die Landesregierung zudem in entwick-
lungspolitischen Fragen.

Auf staatlicher Seite ist Entwicklungspolitik in Baden-Württemberg 
ein Querschnittsthema und insbesondere eine Chance für die 
klassischen Kernbereiche der Landespolitik: etwa bei der Bildungs-
politik über die Verankerung des Globalen Lernens und Studierens 
in den Bildungsplänen der Schulen oder in den Studienplänen, 
Forschungsschwerpunkten und Internationalisierungsstrategien der 
Hochschulen; bei der Wirtschaftspolitik in den Bereichen öffentliche 
Beschaffung, (Außen-)Wirtschaftsförderung; beim Einbezug von Un-
ternehmen in die Entwicklungspolitik oder beim Fairen Handel; bei 
der Umweltpolitik über Fragen der ökologischen Nachhaltigkeit.

In Baden-Württemberg ist Entwicklungspolitik eine Gemeinschafts-
aufgabe, die in erster Linie vom effizienten und professionellen 
Engagement der Zivilgesellschaft getragen wird. Das Land fördert 
dieses Engagement, will es aber nicht ersetzen. Es schafft verlässli-
che Rahmenbedingungen, um die Entwicklungspolitik voranzubringen 
und ihre Akteure zu vernetzen und zu unterstützen. Die vom Land 
Baden-Württemberg gegründeten Stiftungen Stiftung Entwicklungs-
Zusammenarbeit Baden-Württemberg und Baden-Württemberg 
Stiftung fördern, beraten und unterstützen private und kommunale 
Initiativen. Ein eigens für die Entwicklungszusammenarbeit ge-
gründetes Referat im Staatsministerium steht den Bürgerinnen und 
Bürgern, den zivilgesellschaftlichen Organisationen, den Ministerien, 
den Kommunen und deren Spitzenverbänden sowie dem Landtag als 
direkter und kompetenter Ansprechpartner auf Seiten der Regierung 
zur Verfügung. Mit der Förderlinie bwirkt! unterstützt das Land jedes 
Jahr entwicklungspolitisches Engagement der Zivilbevölkerung im In- 
und Ausland sowie in Burundi. Im Jahr 2020 wurde das Fördervolu-
men auf insgesamt drei Millionen Euro angehoben, welche verschie-
denen Akteuren zur Verfügung gestellt wurden. 
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Seit 2013 fördert das Land zudem gemeinsam mit dem Bund das 
Eine-Welt-Promotorinnen und das Promotorenprogramm in Baden-
Württemberg. Mit elf vollen Stellen bei Trägerorganisationen der 
Zivilgesellschaft wird so die wertvolle Arbeit der baden-württember-
gischen Organisationen, Netzwerke und Initiativen gestärkt. Dieses 
Programm wurde auch im Jahr 2021 weiter fortgesetzt und geför-
dert. 

Die Messe FAIR HANDELN bietet allen Akteuren jedes Jahr ein Forum 
für Austausch, Vernetzung und gemeinsamen Initiativen. Die Messe 
hat sich mittlerweile mit über 150 Ausstellern zum Leuchtturm der 
Fairhandelsbewegung, mit Strahlkraft weit über Baden-Württemberg 
hinaus, entwickelt. Zum 10-jährigen Jubiläum der FAIR HANDELN im 
Jahr 2018 wurde die Messe deutlich größer und um die Kampagne Fu-
ture Fashion erweitert. Der neue Bereich setzt Akzente auf moderne 
und fair gehandelte Bekleidung und möchte damit besonders junges 
Publikum ansprechen. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Stärkung und Förderung 
der Selbstorganisation der Akteure. Die Etablierung von entwick-
lungspolitischen Akteursnetzwerken für migrantisches und junges 
Engagement sowie für das Engagement der Hochschulen, Schulen 
und Unternehmen wurde in den letzten Jahren über gemeinsame, 
landesweite  Jahresschwerpunkte vorangetrieben. Die bestehenden 
kommunalen und kirchlichen Vernetzungen wurden dabei gestärkt. 

Mit der Studie „Afrika im Blick“ hat der Ministerrat im Dezember 
2019 eine Initiative etabliert, die eine Übersicht zu den baden-würt-
tembergischen Beziehungen mit unserem südlichen Nachbarkonti-
nent bietet und konkrete Maßnahmen zum Ausbau der Zusammenar-
beit mit dem afrikanischen Kontinent empfiehlt. Deren ressort- und 
akteursübergreifende Umsetzung wurde auf die Corona-Pandemie 
angepasst und ist im Jahr 2020 angelaufen (etwa mit der Initiative 
Koloniale Verantwortung, dem zweiten Wirtschaftsgipfel Afrika, den 
Sonderförderungen BWirkt-Corona und Sofort-Hilfe Burundi oder 
dem  Maßnahmenpaket Afrika im Blick der Stiftung Entwicklungs-
Zusammenarbeit).

BADEN-WÜRTTEMBERG
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Ziel der Entwicklungszusammenarbeit des Freistaats Bayern ist es, 
im Rahmen seiner Möglichkeiten weltweit einen Beitrag zur Bekämp-
fung der Armut, zu einer nachhaltigen und friedlichen Entwicklung 
sowie zur Völkerverständigung zu leisten. Die Lebensbedingungen 
der Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern sollen verbes-
sert werden, sodass die Menschen in ihrer Heimat eine Perspektive 
sehen. Grundlage hierfür sind die Leitsätze der entwicklungspoli-
tischen Zusammenarbeit des Freistaates Bayern, die die Staatsre-
gierung am 30.04.2013 verabschiedet hat. Diese wurden durch die 
entwicklungspolitischen Leitsätze des Bayerischen Landtags, die der 
Landtag am 17.02.2016 einstimmig angenommen hat, fortentwickelt. 
Das am 30. April 2019 durch den Ministerrat beschlossene Bayerische 
Afrikapaket schlägt ein neues Kapitel in den Beziehungen Bayerns 
zu den afrikanischen Staaten auf. Der Freistaat Bayern unterstützt 
gezielt die Entwicklung einzelner afrikanischer Staaten, entwickelt 
langfristige Partnerschaften und führt seine bestehenden intensiven 
Beziehungen fort. 

Der Freistaat Bayern engagiert sich in vielfältiger Hinsicht im Be-
reich der Entwicklungszusammenarbeit und deckt unterschiedliche 
Themenfelder ab. Dazu gehören insbesondere die vier Schwerpunkt-
bereiche des Afrikapakets, die sich nach den Kompetenzen Bayerns 
richten: Wirtschaftliche Beziehungen und Berufliche Bildung, Schu-
lische Bildung und Wissenschaft, Landwirtschaft und Umwelt sowie 
Öffentliche Verwaltung.

Die Zusammenarbeit mit ausgewählten Ländern erfolgt in partner-
schaftlicher Weise, stärkt die Eigenverantwortung der Partnerlän-
der, bietet Hilfe zur Selbsthilfe an, achtet auf Subsidiarität und die 
Einhaltung internationaler Konventionen und Standards.

Die Pflege und Weiterentwicklung der Beziehungen zu den Partner-
regionen des Freistaats Bayern spielen eine besondere Rolle, da hier 
ein hohes gemeinsames Interesse an einer Zusammenarbeit besteht. 
Darüber hinaus ist der Freistaat Bayern auch für Kooperationen mit 
anderen Ländern offen.

Der Freistaat Bayern zielt zudem darauf ab, ein besseres Verständ-
nis der hiesigen Bevölkerung für Probleme der Entwicklungs- und 
Schwellenländer zu erreichen sowie die globalen Zusammenhänge 
und gegenseitigen Abhängigkeiten zu verdeutlichen und zu einer 
weltweit nachhaltigen Entwicklung beizutragen. Deshalb werden die 
Auslandsaktivitäten ergänzt durch Inlandsarbeit wie schulische und 
außerschulische Maßnahmen und die Zusammenarbeit mit Nicht-
regierungsorganisationen aus dem Eine-Welt-Bereich wie dem Eine 
Welt Netzwerk Bayern e. V.

Innerhalb der Bayerischen Staatsregierung hat die Bayerische Staats-
kanzlei die Koordinierungsfunktion für die entwicklungspolitischen 
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Maßnahmen und, falls ressortübergreifend, die Federführung. Der 
Leiter der Staatskanzlei und Staatsminister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Medien, Dr. Florian Herrmann, MdL, ist der zen-
trale Ansprechpartner der Staatsregierung für Nichtregierungsorgani-
sationen im Bereich Entwicklungspolitik. Die jeweiligen Fachressorts 
führen Maßnahmen in eigener Verantwortung durch.
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Die von den Vereinten Nationen verabschiedeten Sustainable 
Development Goals (SDGs) sind für alle Staaten zur strategischen 
Richtschnur geworden. Städte sind für das Erreichen der SDGs ein 
zentraler Akteur – so auch Berlin. 

Die Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit bei der Senatsver-
waltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe ist die zentrale Koordi-
nationsstelle für die Berliner Entwicklungszusammenarbeit.

Die Entwicklungspolitischen Leitlinien bilden den strategischen Rah-
men. Sie wurden 2012 verabschiedet und 2016 um die Empfehlungen 
„Nachhaltige Bundeshauptstadt und ihre Verantwortung in der Einen 
Welt“ des Beirats Entwicklungszusammenarbeit ergänzt. Die in den 
Leitlinien prioritären Handlungsfelder sind Denken und Lernen in glo-
balen Zusammenhängen, internationale Hochschulkooperationen, in-
ternationale wirtschaftliche Zusammenarbeit, eine offene, tolerante 
und internationale Metropole, Umwelt – und Klimaschutz – urbane 
Lösungen. Für die kommenden Jahre ist geplant, die Entwicklungs-
politischen Leitlinien in einem breit angelegten Partizipationsprozess 
auf den Prüfstand zu stellen und weiterzuentwickeln.

Berlin steht wie kaum eine andere deutsche Stadt für Internatio-
nalität. In der Bundeshauptstadt sind Botschaften, internationale 
Organisationen und große entwicklungspolitische Institutionen 
beheimatet. Menschen aus über 190 Nationen leben und arbeiten 
hier und prägen das Alltagsgeschehen. Berlin zeichnet sich durch ein 
großes zivilgesellschaftliches Engagement aus - über 100 große und 
kleine entwicklungspolitische Organisationen sind in der Stadt aktiv. 
Im Landesnetzwerk der entwicklungspolitischen Nichtregierungsor-
ganisationen des Berliner Entwicklungspolitischen Ratschlags wird 
kontinuierlich an der Vision der „Einen Welt Stadt“ gearbeitet.

Der Beirat Entwicklungszusammenarbeit, dem Mitglieder aus unter-
schiedlichsten Institutionen angehören, berät das Land Berlin bei der 
strategischen Weiterentwicklung seiner Entwicklungspolitik.

Institutionen wie die Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit, die Engagement Global gGmbH, das Deutsche Institut für 
Entwicklung, die Berliner Gesellschaft für internationale Zusammen-
arbeit mbH, das Seminar für ländliche Entwicklung an der Humboldt-
Universität zu Berlin sind wichtige Kooperationspartner in der Berli-
ner Entwicklungspolitik. Eine enge Zusammenarbeit findet ebenfalls 
mit dem ASA-Programm und dem Alumni-Programm der Technischen 
Universität Berlin statt.

Die Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit unterstützt eine 
Vielzahl von entwicklungspolitischen Projekten von Berliner Nichtre-
gierungsorganisationen in den Bereichen Bildungs-, Informations- und 
Öffentlichkeitsarbeit sowie bei Auslandsprojekten im Rahmen von 
Schul- und Städtepartnerschaften durch Zuwendungen. Ein besonde-
res Augenmerk wird dabei auf die Förderung des Globalen Lernens 
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gelegt. Das EPIZ – Zentrum für Globales Lernen – ist die zentrale 
Berliner Anlaufstelle, wenn es um Fragen zum Globalen Lernen geht. 
Über das Programm zur Förderung von NRO kann die Landesstelle 
für Entwicklungszusammenarbeit sowohl die entwicklungspoliti-
sche Bildungsarbeit mitgestalten als auch ein breites Angebot an 
ehrenamtlichem Engagement unterstützen. Die Förderung von 
Projekten der entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisatio-
nen in Berlin wurde 2019 positiv evaluiert. Um die Arbeit von NROs 
weiter zu fördern und noch mehr Bürger*innen für ein Engagement 
in entwicklungspolitischen Bereichen zu interessieren, fördert die 
LEZ den Aufbau des Eine-Welt-Zentrums Berlin Global Village. Bereits 
heute haben zahlreiche entwicklungspolitische NRO dort ihren neuen 
Arbeitsplatz gefunden. 2021 soll das Zentrum fertig gestellt sein und 
Büro- und Veranstaltungsräume für rund 40 entwicklungspolitische 
und migrantisch-diasporische Gruppen bieten. 

Im Jahr 2020 hat die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie 
und Betriebe einen Sonderfonds aufgelegt, um die von der Corona 
Pandemie betroffenen Berliner Nichtregierungsorganisationen zu 
unterstützten, die Digitalisierung zu fördern und Solidaritätsprojekte 
im Globalen Süden zu finanzieren. Die Beratung der NRO und die Ad-
ministration des Programms zur Projektförderung für Berliner NROs 
übernimmt die Stiftung Nord-Süd-Brücken (SNSB) im Auftrag der LEZ.

Auf Initiative des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) wurde von den Ländern 
ein Promotor*innen-Programm ins Leben gerufen. Die Eine-Welt-
Promotor*innen arbeiten in entwicklungspolitischen Organisatio-
nen und Initiativen. Sie geben als Expert*innen Anstöße für global 
verantwortliches Denken und Handeln und mobilisieren für ein 
Engagement zu Themen der nachhaltigen Entwicklung. Das Berliner 
Promotor*innen Programm wird vom Berliner Entwicklungspoliti-
schen Ratschlag koordiniert und von der Stiftung Nord-Süd-Brücken 
verwaltet. In Berlin arbeiten zurzeit acht Promotor*innen zu den 
Themen Stärkung des zivilgesellschaftlichen Engagements, faires und 
zukunftsfähiges Wirtschaften, Dekolonialisierung und Antirassismus, 
Globales Lernen, Klima- und Ressourcengerechtigkeit sowie kommu-
nale Entwicklungszusammenarbeit.

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld der Berliner Entwicklungspoli-
tik ist der Faire Handel und die Faire Beschaffung. 2018 wurde Berlin 
erstmals als Fairtrade Town ausgezeichnet – für 2020 strebt das 
Land Berlin eine Wiederauszeichnung an. Für eine weitere Stärkung 
des Fairen Handels hat sich 2019 hat mit Unterstützung der LEZ das 
Aktionsbündnis Fairer Handel Berlin gegründet. Das Bündnis vernetzt 
und koordiniert die zahlreichen Akteure im Fairen Handel und stärkt 
die Öffentlichkeitsarbeit – z.B. durch die Kampagne #fairmachtschu-
le, einen Kinospot und einen Social-Media Clip. Im Jahr 2020 nimmt 
auch die Kompetenzstelle faire Beschaffung ihre Arbeit auf. Sie 
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informiert und schult die Berliner Vergabestellen rund um die Mög-
lichkeiten, soziale Standards in öffentliche Beschaffungsvorhaben zu 
integrieren. 

Die Aufarbeitung der Berliner Kolonialgeschichte ist Berlin ein 
besonderes Anliegen. Daher fördert die LEZ die Koordinierungsstelle 
Decolonize Berlin. Diese begleitet einen gesamtstädtischen Aufar-
beitungsprozess mit Akteuren aus der Verwaltung und der Zivilge-
sellschaft und unterstützt die Entwicklung eines Aufarbeitungs- und 
Erinnerungskonzepts zur kolonialen Vergangenheit Berlins.

Weltweit werden Journalist*innen bedroht und an ihrer Arbeit gehin-
dert. Dabei ist die Pressefreiheit eine der wichtigsten Voraussetzun-
gen für eine funktionierende Demokratie. Das Stipendienprogramm, 
das die LEZ gemeinsam mit Reporter ohne Grenzen entwickelt hat, 
stärkt und stützt Digital-Journalist*innen, in dem sie für ein viermo-
natiges Auszeit-Stipendium nach Berlin eingeladen werden. In Berlin 
bekommen sie Trainings und Fortbildungen zum Thema digitale 
Sicherheit, können sich mit Kolleg*innen aus aller Welt vernetzen 
und in einer sicheren Umgebung Kraft für ihre weitere Arbeit tanken. 
Corona bedingt fand das Stipendienprogramm in 2020 nur digital 
statt. Ab 2021 sollen dann wieder Stipendiat*innen nach Berlin einge-
laden werden.

Berlin pflegt als Stadtstaat eine enge Zusammenarbeit mit den Bezir-
ken. Viele Bezirke haben inzwischen eigene entwicklungspolitische 
Koordinator*innen, so dass ein regelmäßiger Informationsaustausch 
und gemeinsame Aktionen von Land und Bezirken das entwicklungs-
politische Engagement hervorragend in der Stadt verankern und 
sichtbar machen. Seit 2020 fördert die LEZ über den Bezirksfonds 
auch entwicklungspolitische Projekte und Aktionen, die von einem 
Bezirk initiiert werden aber für ganz Berlin spannend und attraktiv 
sind. Außerdem werden Berliner Bezirke unterstützt, die entwick-
lungspolitische Aktivitäten neu in ihrem Bezirk entfalten wollen.

Berlin beteiligt sich regelmäßig an internationalen Projekten. Aktuell 
läuft das Bund-Länder-Projekt Female Entrepreneurship in Berlin and 
India (FEBI) in seinem zweiten Projektzyklus. FEBI wird mit Unter-
stützung des Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft 
für internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH, der Landesstelle für 
Entwicklungszusammenarbeit Berlin und enpact e. V. durchgeführt. 
Ziel des Projektes ist es, Unternehmer*innen in Berlin und Indien 
miteinander in Kontakt zu bringen, Trainingsmodule durchzuführen 
und gegenseitige Delegationsreisen und Austausch zu ermöglichen. 
Somit werden Frauen bei Gründung und Führung von Unternehmen 
gestärkt und ihnen ökonomische Unabhängigkeit ermöglicht.

Die Berliner LEZ war in den Jahren 2012-2016 an verschiedenen EU-
Projekten zur Stärkung des Globalen Lernens und des Fairen Handels 
beteiligt.
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Rahmen und Auftrag zur internationalen Zusammenarbeit, zur  
Friedenspolitik und zu den Menschenrechten bilden die Festlegungen 
der Verfassung des Landes Brandenburg, in der sich das Land zur 
gleichberechtigten, rechtsgebundenen und verantwortungsvollen 
Kooperation im Sinne der „Einen Welt“ mit ausländischen Partnern 
bekennt. Entwicklungspolitik ist eine Querschnittsaufgabe. Dabei 
stützt die Landesregierung sich auf engagierte Gruppen und Nicht-
regierungsorganisationen im Lande sowie auf das Landesnetzwerk 
VENROB. 

Ziel gemeinsamer Arbeit ist es, die Bürgerinnen und Bürger für Pro-
bleme der Nachhaltigen Entwicklung zu sensibilisieren, über globale 
Zusammenhänge zu informieren und notwendige Alternativen auf-
zuzeigen. Es soll ein besseres Verständnis der Nord-Süd-Problematik 
mit gegenseitiger Toleranz gefördert werden. Dazu dienen Seminare, 
Vortragsreihen, Konzerte, Ausstellungen und Publikationen.

Das zuständige „Ministerium der Justiz und für Europa und Verbrau-
cherschutz“ wirkt koordinierend. Als Ergebnis eines fruchtbaren Dis-
kurses mit den Akteuren der brandenburgischen Entwicklungspolitik 
wurden die „Entwicklungspolitischen Leitlinien der Landesregierung“ 
am 31. Mai 2012 verabschiedet.

Sie enthalten
// �das Bekenntnis der Landesregierung zum Thema  

„Entwicklungspolitik“ und seine Einbindung in den Gesamt- 
kontext der „Nachhaltigen Entwicklung“ 

// �die verfassungsrechtlichen Festlegungen 
// �die bundesweite Einbindung 
// �die spezifisch brandenburgische Untersetzung mit konkreter  

inhaltlicher Schwerpunktsetzung
// ��die Festschreibung eines transparenten Monitoring, welches  

zugleich die Aktualität der Leitlinien auf Dauer sichert.
// ��den “Round Table Entwicklungspolitik Land Brandenburg”,  

der bei der Gestaltung eines Prozesses engagierter Beteiligung hel-
fen soll, damit die Themen der Entwicklungspolitik einen festen 
Platz in der Politik des Landes erhalten.

Die Landesregierung sieht die gemeinsam entwickelten Maßnahmen 
im Rahmen der Entwicklungspolitischen Leitlinien als spezifischen 
Beitrag des Landes Brandenburg zur aktuellen MPK-Beschlusslage  
und damit zur konkreten Umsetzung der gemeinsamen Verantwor-
tung für Entwicklungspolitik von Bund, Ländern und Kommunen. 

Der zuständige Fachausschuss für Europa- und Entwicklungspolitik im 
Landtag Brandenburg lädt regelmäßig Nichtregierungsorganisationen 
und Ministerien zur öffentlichen Beratung ein.

„Entwicklungspolitische Leitlinien der Landesregierung Brandenburg“: 
https://mdjev.brandenburg.de/europa/entwicklungspolitik/
entwicklungspolitische-leitlinien.html 

BRANDENBURG
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Der Bremer Senat hat im März 2015 die „Entwicklungspolitischen 
Leitlinien der Freien Hansestadt Bremen“ verabschiedet. Sie sind das 
Ergebnis eines breiten Beteiligungsprozesses mit der Zivilgesellschaft 
und bilden die Grundlage für das künftige entwicklungspolitische 
Handeln der Freien Hansestadt Bremen.

Im Sinne einer gemeinsamen Wahrnehmung unserer Verantwortung 
für die EINEWELT, in der es grundlegender politischer, gesellschaft-
licher und wirtschaftlicher Veränderungen auch im Norden bedarf, 
sind alle gesellschaftlichen und politischen Bereiche im Land Bremen 
gefordert, ihr Handeln im Hinblick auf Entwicklung, Nachhaltigkeit 
und gerechte Bedingungen hin zu überprüfen und auszurichten.

Mit seinem entwicklungspolitischen Engagement will Bremen einen 
Beitrag zur Erreichung der nachhaltigen Entwicklungsziele (Sus-
tainable Development Goals) leisten, die von der internationalen 
Staatengemeinschaft vorgegeben sind und zur Bekämpfung von 
Armut, Menschenrechtsverletzungen, sozialer Ungleichheit und Um-
weltzerstörung aufrufen. Dafür setzt sich der Senat auch auf Ebene 
des Bundes und der EU ein. Um die UN-Entwicklungsziele erfolgreich 
umzusetzen, ist es wichtig, dass möglichst viele Menschen mitma-
chen. Deshalb hat Bremen die Broschüre in Leichter Sprache „17 
Ziele für eine bessere Welt“ erstellt. Sie erklärt in kurzen Sätzen und 
einfachen Worten, was die 17 Ziele sind und wie jede/r Einzelne von 
uns im Alltag dazu beitragen kann, sie zu erreichen. Bei der Broschü-
re handelt es sich um die erste ihrer Art in Deutschland.

Die drei Schwerpunkte der Bremer Entwicklungszusammenarbeit sind 
die inländische entwicklungspolitische Informations- und Bildungs-
arbeit, Auslandsprojekte, die eine soziale, umweltgerechte sowie 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung fördern und die Unterstüt-
zung des Fairen Handels in Bremen und auf europäischer Ebene. 
Bremen trägt seit 2011 den Titel „Hauptstadt des Fairen Handels“, 
seit 2014 sind Bremen und Bremerhaven zudem Fair Trade Towns.

Das zivilgesellschaftliche Engagement zahlreicher entwicklungspoli-
tischer Initiativen und Vereine im Land Bremen bildet eine wichtige 
Basis und Grundlage der Bremer Entwicklungszusammenarbeit. 
Bremen fördert daher Projekte dieser Partner wie zum Beispiel 
entwicklungspolitische Bildungsarbeit in Bremen und partizipative 
Projektansätze in den Ländern des Südens, die eine nachhaltige 
Entwicklung vor Ort unterstützen.

Alle zwei Jahre verleiht der Senat der Freien Hansestadt Bremen den 
Bremer Solidaritätspreis. Er soll eine Ermutigung für Personen und 
Gruppen sein, die sich in besonderer Weise für die Überwindung von 
Ungerechtigkeit im Nord-Süd-Verhältnis und der Folgen von Koloni-
alismus und Rassismus sowie für Demokratie und Menschenrechte 
einsetzen. Die ersten Preisträger waren Nelson und Winnie Mandela. 
Der Preis besteht aus einem Preisgeld und einer Skulptur des Bremer 
Künstlers Altenstein, die das Motiv der Bremer Stadtmusikanten als 
Symbol für die Stärke solidarischen Handelns aufgreift.

BREMEN
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BREMEN

Außerdem sind Städtepartnerschaften und -freundschaften ein wich-
tiger Bestandteil der bremischen internationalen Beziehungen. Sie 
fördern den Austausch und das gegenseitige Lernen auf Augenhöhe. 
Seit vielen Jahren kooperiert Bremen mit den Städten Durban/Süd-
afrika und Windhoek/Namibia. Dabei spielen Umwelt- und Ressour-
censchutz, Bildung für nachhaltige Entwicklung sowie kultureller und 
Jugend-Austausch in der Zusammenarbeit zentrale Rollen.
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Hamburg leistet seit langem einen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung im globalen Kontext. Projekte und Maßnahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit im Ausland sowie entwicklungspolitische 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit in Hamburg bilden die Kompo-
nenten Hamburger Entwicklungspolitik.

Sachlicher Schwerpunkt bei der Förderung von Auslandsprojekten 
sind zum einen Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen von Armut, 
zur Förderung der Gleichstellung der Frauen, zur Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung sowie des Umwelt- und Ressourcenschutzes 
und zum anderen die Verbesserung der kommunalen Infrastruktur in 
Großstädten.

Von besonderer Bedeutung sind Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen in León/Nicaragua, Hamburgs Partnerstadt seit 
1989, und Dar es Salaam/Tansania (seit 2010 offiziell Partnerstadt, 
seit 2011 Entwicklung einer kommunalen Klimapartnerschaft). Mit 
der 2005 errichteten Hamburger Stiftung Asien-Brücke hat der Senat 
ein eigenständiges Förderinstrument für Projekte nachhaltiger Ent-
wicklung in Süd- und Südostasien geschaffen. Auch direkt fördert die 
Stadt Projekte nichtstaatlicher Gruppen und Initiativen. Damit wird 
das bürgergesellschaftliche Engagement angeregt und entwicklungs-
politisches Bewusstsein in Hamburg gestärkt.

Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung stellen eine wichtige 
Ergänzung der Projektförderung dar. Im Rahmen eines Stipendienpro-
gramms werden hauptsächlich Fachkräfte aus Nicaragua, Tansania 
und Indien zu Qualifizierungsaufenthalten nach Hamburg eingeladen.

Hamburg begrüßt das entwicklungspolitische Engagement seiner Bür-
gerinnen und Bürger und kooperiert in Vorhaben mit den zahlreichen 
nichtstaatlichen Organisationen, Initiativen und Netzwerken. Um für 
das Anliegen des Fairen Handels zu werben, beteiligt sich der Senat 
seit 2006 an dem Aktionsbündnis „Hamburg mal fair“ mit den lokalen 
Trägern der entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsar-
beit. Seit 2008 verlangen die Hamburger öffentlichen Beschaffungs-
stellen zudem bei Ausschreibungen Erklärungen zur Einhaltung der 
Kernarbeitsnormen der ILO im Produktionsprozess der gelieferten 
Waren, seit 2017 gilt eine landesgesetzliche Sollvorschrift zum 
bevorzugten Einkauf fair gehandelter Produkte. Schon seit 2011 trägt 
Hamburg die Auszeichnung als „Fairtrade-Stadt“. 

Hamburg ist mit bislang zwei Stellen – für Fairen Handel und für 
Globales Lernen – am Fachpromotorenprogramm beteiligt.

Bei der Ausrichtung seiner entwicklungspolitischen Aktivitäten 
konsultiert der Senat den von ihm eingesetzten Hamburger Rat für 
nachhaltige Entwicklungspolitik.

Hamburgs Entwicklungspolitik umfasst noch weitere Bereiche, in de-
nen die Stadt über spezielle Ressourcen oder besonderes Fachwissen 
verfügt. Beispiele hierfür sind die Nord-Süd-Forschung im German In-
stitute for Global and Area Studies (GIGA), der kulturelle Dialog mit 
den Ländern im globalen Süden, die Förderung des Süd-Nord-Handels 
sowie die tropenmedizinische Forschung und Ausbildung.

HAMBURG
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HESSEN

Hessen stellt sich bewusst den Herausforderungen der Globalisierung 
und hat sich mit der Verabschiedung seiner Entwicklungspolitischen 
Leitlinien zu den Nachhaltigkeitszielen 2030 der Vereinten Nationen 
(Sustainable Development Goals – SDG) bekannt sowie in den Grund-
prinzipen betont, dass Entwicklungszusammenarbeit und Menschen-
rechte untrennbar verbunden sind.

Die Leitlinien der Hessischen Landesregierung zur Entwicklungszu-
sammenarbeit benennen die Grundsätze, von denen sich Hessen 
bei der Entwicklungszusammenarbeit leiten lässt, verdeutlichen 
die Schwerpunkte der Aktivitäten und erläutern die eingesetzten 
Instrumente. Die Landesregierung stärkt die vielfältigen Akteure aus 
Hessen in ihren internationalen Bezügen und wirkt flankierend dort, 
wo der Einsatz der Landesregierung Türen öffnet oder Maßnahmen 
und Programme von Privaten überhaupt erst ermöglicht. Tatkräftige 
Unterstützung leistet seit seiner Konstituierung im Herbst 2019 der 
„Entwicklungspolitische Beirat der Hessischen Landesregierung“. 
Bei der Sitzung am 25.10.2020 kam es zu einer Empfehlung zum 
geplanten Bundesgesetz über die Stärkung der unternehmerischen 
Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen 
in globalen Wertschöpfungsketten (Sorgfaltspflichtengesetz) an die 
Hessische Landesregierung.

Durch seine Entwicklungszusammenarbeit leistet das Land einen 
Beitrag zur Förderung von Handel und wirtschaftlicher Entwicklung, 
zur Wahrung der Menschenrechte, zur Sicherung von Frieden und zur 
Völkerverständigung. Damit trägt Hessen zum Erreichen der von den 
Vereinten Nationen vereinbarten Entwicklungsziele bei.

Wirtschaftliche Entwicklung ist eine notwendige Voraussetzung für 
Armutsbekämpfung. Die Stärkung des privatwirtschaftlichen Sektors 
fördert Wachstum, Beschäftigung, Qualifizierung von Arbeitskräften 
und schafft Einkommen. In seiner entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit konzentriert sich Hessen daher auf Projekte, die wirt-
schaftliches Handeln stärken und den Partnern in den Entwicklungs-
ländern die Eingliederung in den Weltmarkt erleichtern. Zugleich 
ist dies ein Beitrag, in Entwicklungsländern die Rahmenbedingungen 
für privatwirtschaftliches Auslandsengagement zu verbessern. Dabei 
arbeitet die Landesregierung eng mit hessischen entwicklungspoli-
tischen Vereinen und Organisationen, besonders mit dem Entwick-
lungspolitischen Netzwerk Hessen sowie mit der hessischen Wirt-
schaft, zusammen.

Gefördert werden vor allem Bildungsprojekte, die Vermittlung von 
Know-how und die Stärkung marktwirtschaftlicher Strukturen – vom 
Selbsthilfeprojekt bis zum Qualifizierungsprojekt im internationalen 
Marketing.

Dazu gehört auch die Förderung des Fairen Handels. Dieser unter-
stützt zum einen Produzenten in Entwicklungsländern, zum anderen 
öffnet er den Bürgerinnen und Bürgern Handlungsmöglichkeiten, als 
Konsumenten einen Beitrag für eine gerechte Gestaltung von Glo-
balisierung zu leisten. Das Land Hessen fördert Informationsarbeit 



HESSEN

zur Entwicklungspolitik, zu Globalisierungsfragen und zur Bildung 
für nachhaltige Entwicklung unter dem Motto „Mitverantwortung 
in Denken und Handeln“. Dies stärkt das Verständnis der globalen 
Zusammenhänge und ermutigt zur Zusammenarbeit mit den Partnern 
in Asien, Afrika und Lateinamerika.

Siehe auch: Hessische Hochschulen im Nord-Süd-Kontext
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MECKLENBURG-VORPOMMERN

Entwicklungspolitik in Mecklenburg-Vorpommern

In Mecklenburg-Vorpommern erfolgt die landesweite Koordination 
entwicklungspolitischer Themen in der Staatskanzlei im Referat 
für Grundsatzfragen der Zukunft in MV, Entwicklungszusam-
menarbeit. Als Leitlinie für politische Entscheidungen dienen 
die von den Vereinten Nationen verabschiedeten „Sustainable 
Development Goals“, die Nachhaltigen Entwicklungsziele für 
den Zeitraum 2015 bis 2030. Grundsätzliche entwicklungspoliti-
sche Fragestellungen werden u. a. im jährlichen „Runden Tisch 
Entwicklungszusammenarbeit“ mit Vertretern der Ministerien, 
dem Städte- und Gemeindetag, dem Eine-Welt-Landes-netzwerk, 
der Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit, der RENN.
nord und weiteren verantwortlichen Akteuren und Institutionen 
abgestimmt. 

Im Rahmen von gemeinsamen Veranstaltungen mit entwicklungs-
politische engagierten Institutionen wird auf den Zusammenhang 
zwischen Entwicklungspolitik und Nachhaltigkeit aufmerksam ge-
macht und das Verständnis und Engagement der Bevölkerung für 
die gemeinsamen Herausforderungen in der Einen Welt gestärkt. 

Promotorenprogramm

Das Eine-Welt-Promotor*innenprogramm wird seit 2014 kofinan-
ziert. Aktuell gibt es drei Regionalstellen und eine Fachstelle 
Migration, insgesamt vier Vollzeitäquivalent-Stellen (VZÄ). Die 
Promotor*innenstellen sind bei dezentralen Trägern angesiedelt 
und auf acht Personen aufgeteilt. Sie tragen dazu bei, dass die 
Menschen ihr Verständnis für Demokratie, Menschenrechte und 
gesellschaftliche Vielfalt erweitern und sich mit den Themen der 
„Einen Welt“ auseinandersetzen. Die Stelle der Landeskoordinati-
on für das Eine-Welt-Promotor*innenprogramm ist beim Eine-
Welt-Landesnetzwerk M-V angesiedelt.

www.eine-welt-mv.de/promos

Eine-Welt-Landesnetzwerk

Im Eine-Welt-Landesnetzwerk Mecklenburg-Vorpommern e. V. 
sind Vereine, Initiativen und Einzelpersonen aus Mecklenburg-
Vorpommern zusammengeschlossen, die sich für weltweite 
Gerechtigkeit und zukunftsfähige Entwicklung einsetzen. Aktuell 
hat das Landesnetzwerk 53 Mitglieder, davon 35 entwicklungs-
politische Gruppen und Vereine und 18 Einzelmitglieder. Das 
Landesnetzwerk bündelt die Angebote der Eine-Welt-Gruppen und 
qualifiziert diese. Über Teilzeit-Projektstellen sind aktuell sieben 
Mitarbeiter*innen beschäftigt. Das Eine-Welt-Landesnetzwerk ist 
in verschiedenen Gremien aktiv, so beim Runden Tisch Entwick-
lungszusammenarbeit, in der Landesarbeitsgruppe BNE, der 
NUN-Kommission, im NUE-Vergaberat und im Vorstand der Nord-
Süd-Brücken.

Das Eine-Welt-Landesnetzwerk koordiniert die Veranstaltungsrei-
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he Weltwechsel mit einem jährlich wechselnden Jahresthema. 
Die landesweit rund 80 Einzelveranstaltungen werden von 50-60 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen durchgeführt. Das Eine-
Welt-Landesnetzwerk Mecklenburg-Vorpommern bündelt durch 
das Projekt „Globale Partnerschaften“ die Aktivitäten von rund 
75 Nichtregierungsorganisationen, Schulen und Kommunen aus 
Mecklenburg-Vorpommern mit Süd-Nord-Partnerschaften. Das 
Projekt Fairtrade-Stadt Rostock kümmert sich um kommunale 
Beschaffung, die Sichtbarkeit des Fairen Handels und organisiert 
die landesweite Vernetzung von Aktiven im Bereich Fairtrade. Im 
September 2019 startete das jüngste Projekt des Eine-Welt-Lan-
desnetzwerks Mecklenburg-Vorpommern zum Thema Landwirt-
schaft in Mecklenburg-Vorpommern im globalen Kontext. 

Bildung für Nachhaltige Entwicklung an Schulen 

Bildung für Nachhaltige Entwicklung/Globales Lernen wird im 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur über BNE-
Regionalberater*innen in den Staatlichen Schulämtern und der 
Berufsschulaufsicht umgesetzt und im Institut für Qualitätsent-
wicklung Mecklenburg-Vorpommern (IQ Mecklenburg-Vorpom-
mern) fachlich begleitet. Unter seiner Federführung arbeitet eine 
Landesarbeitsgruppe Bildung für Nachhaltige Entwicklung (LAG 
BNE) mit über 40 Mitgliedern aus verschiedenen Ministerien und 
Nichtregierungsorganisationen.

www.bildung-mv.de/lehrer/schule-und-unterricht/bildung-fuer-
nachhaltige-entwicklung/netzwerk-bne-schule-in-mv

Das IQ Mecklenburg-Vorpommern führt jährlich zusammen mit 
der LAG BNE an der Universität Rostock eine landesweite BNE-
Tagung für Schulen durch. Am 21. März 2019 fand sie zum Thema 
„Fakten, Fakes und viele Fragen – BNE als Orientierungsansatz in 
Zeiten der digitalen Revolution“ statt. Der für den 28.03.2020 
gemeinsam mit der Serviceagentur „Ganztägig lernen“ geplante 
Schulkongress „Ganztägig lernen für die Zukunft – Schüler*innen 
im Mittelpunkt“ musste aufgrund der Covid19-Pandemie abgesagt 
werden. 

www.bildung-mv.de/export/sites/bildungsserver/downloads/bne/
BNE_Digit_final.pdf 

Innerhalb der LAG BNE arbeiten verschiedene Arbeitsgruppen zu 
den Themen Öffentlichkeitsarbeit, Unterrichtsentwicklung und 
Lehrerbildung. Hier werden Ideen, Wege und Konzepte entwi-
ckelt, wie u. a. Inhalte der Entwicklungszusammenarbeit in den 
Unterricht und in die Lehreraus- und -fortbildung einfließen 
können und die Zusammenarbeit von schulischen und außer-
schulischen BNE-Akteuren sowie die Kommunikation verbessert 
werden kann. Zum Schuljahr 2019/2020 wurden die Rahmenpläne 
der gymnasialen Oberstufe überarbeitet und veröffentlicht. Dazu 
fanden in Vorbereitung BNE-Fortbildungen mit den Rahmenplan-
kommissionen zu Möglichkeiten der Implementierung von BNE/

MECKLENBURG-VORPOMMERN
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GL statt. Der Rahmenplan Sachunterricht für die Grundschule 
befindet sich unter BNE-Beteiligung in Überarbeitung. 

Neue Unterrichtsmaterialien sind in Zusammenarbeit mit Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen, Museumspädagogen sowie dem 
Landwirtschafts- und Umweltministerium entstanden:

•	 PlasticSchool: plasticschool.de 

•	 12 Waldpädagogische Bildungsbausteine

Zur Umsetzung des Orientierungsrahmens für den Lernbereich 
Globale Entwicklung im Rahmen einer BNE setzt Mecklenburg-Vor-
pommern zwei Länderinitiativen im Schulprogramm des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) und Engagement Global (EG) um. 2017 bis Ende 2020 wird 
das dreijährige länderübergreifende Projekt „Fit für morgen“ 
in der Berufsvorbereitung an beruflichen Schulen durchgeführt. 
Über BNE-Lehr-Lern-Konzepte an je einer Schule in Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern soll 
die Berufsorientierung und -motivierung junger Menschen ohne 
Schulabschluss und/oder mit Flüchtlingserfahrung verbessert 
werden. Seit dem 1. September 2018 läuft das Modellvorhaben 
an allgemeinbildenden Schulen „Schulen der Zukunft – selbst-
bestimmte Wege zu Leistungsträgern in Bildungslandschaften in 
Mecklenburg-Vorpommern“ (BNE-Modellschulen Mecklenburg-
Vorpommern) und endet am 31. Dezember 2021. Zehn Schulen 
haben sich mit Kooperationspartnern und der LAG BNE auf den 
Weg gemacht, den ganzheitlichen Ansatz (whole school approach) 
an ihren Schulen weiter zu entwickeln und wirksam umzusetzen. 
Beide Projekte haben eine jeweils halbjährliche Verlängerung 
aufgrund der Covid19-Pandemie erhalten.

Außerschulische und nonformale Bildung für nachhaltige Entwick-
lung 

Das Siegel „Norddeutsch und Nachhaltig“ (NUN) können außer-
schulische und nonformale Bildungseinrichtungen tragen, die sich 
dem länderübergreifenden Qualitätsentwicklungs- und Zertifizie-
rungsverfahren ihrer BNE Angebote gestellt haben. Das Verfahren 
wird federführend vom Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt (LM) gesteuert und finanziert. Das Netzwerk der inzwischen 
28 zertifizierten Bildungspartner in Mecklenburg-Vorpommern 
und die Zertifizierten der Länder Hamburg und Schleswig-Holstein 
sind auf der beigefügten Homepage zu finden. Inzwischen ist 
das Land Sachsen-Anhalt ebenfalls dieser Bildungspartnerschaft 
beigetreten. Die Akademie für Nachhaltige Entwicklung MV führt 
bis Ende des Jahres 2020 die NUN-Geschäftstelle für MV. Die NUN-
Bildungsangebote umfassen Seminare, Workshops und Projekttage 
für Schulen, Kitas , für Jugendliche und Erwachsene, in denen 
partizipativ Zukunftsthemen vermittelt und die 17 UN-Nachhaltig-
keitsziele in die Bildungspraxis integriert werden.

www.nun-zertifizierung.de www.bnemv.de
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www.nachhaltigkeitsforum.de www.bne-portal.de

Die Landeslehrstätte für Naturschutz und nachhaltige Entwicklung 
und Transferstelle BNE in MV ist als zertifiziertes NUN-Kompe-
tenzzentrum ein wichtiger Partner zur Förderung von Vereinen 
und Verbänden, für Informationen, Fort- und Weiterbildungen 
in Fragen des Naturschutzes und der Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung.

www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/nachhaltige_entw/
lls_ueberblick.htm

www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/nachhaltige_entw/
lls_newsletter_bne.htm

39



40

NIEDERSACHSEN

Niedersachsen engagiert sich in der Entwicklungszusammenarbeit 
an erster Stelle vor Ort in Subsahara-Afrika durch die Förderung von 
Projekten im Eastern Cape (Südafrika) und in Tansania. 

Neben der Entwicklungszusammenarbeit mit Partnern im Ausland 
unterstützt das Land die entwicklungspolitische Bildungs- und Infor-
mationsarbeit im Inland und fördert den Verband Entwicklungspolitik 
Niedersachsen e.V. (VEN) bei entsprechenden Vorhaben. 

Um die Entwicklungszusammenarbeit in Niedersachsen besser zu 
systematisieren und die 17 „Sustainable Development Goals“ (SDGs) 
umzusetzen, wurden 2015 Entwicklungspolitische Leitlinien erar-
beitet. Alle Aktivitäten leisten einen wichtigen Beitrag dazu, die 17 
Sustainable Development Goals (SDGs) aus der Agenda 2030 der Ver-
einten Nationen zu erreichen. Die Entwicklungspolitischen Leitlinien 
des Landes sind damit Grundlage für alles entwicklungspolitische 
Handeln in Niedersachsen. 

Bereits seit 1995 arbeitet Niedersachsen mit dem Eastern Cape in 
den Bereichen qualifizierte schulische/berufliche Bildung, Hoch-
schulkooperation, Ausbau Erneuerbarer Energien, Jugendbegegnung, 
Kultur und Sport sowie im Themenfeld Gesundheit erfolgreich zu-
sammen. Besonders intensiv wird von beiden Partnern der Austausch 
durch die Freiwilligendienste (z. B. „Weltwärts“) in Sport- und Sozi-
alprojekten unterstützt. Die Partnerschaft zeichnet sich durch eine 
rege gegenseitige Besuchskultur – insbesondere auch auf politische 
Ebene - aus.

Niedersachsen unterstützt seit 2010 gezielt Projekte in Tansania, die 
an vorhandene Strukturen anknüpfen und sie weiter zu entwikeln. In-
haltlich geht es dabei um den schulischen und beruflichen Bildungs-
bereich (einschl. Inklusion, Aufbau eines Berufsbildungszentrums), 
die Forschung (Nachwuchs- und Forschungsförderung, Aus- und 
Fortbildung von Fachkräften der Sonderpädagogik, Schulprojekte), 
den Ausbau Erneuerbarer Energien und der Wasserversorgung sowie 
Verbesserung der Lebensbedingungen von Menschen in ländlichen 
Regionen.

Als einen aktiven Beitrag zur Umsetzung der UN-Nachhaltigkeits- und 
Entwicklungsziele hat das Land Niedersachsen am Ende eines breit 
angelegten Dialogprozesses im August 2015 Entwicklungspolitische 
Leitlinien verabschiedet. Um das zivilgesellschaftliche Engagement 
weiter zu stärken, hat die Niedersächsische Staatskanzlei einen 
„Runden Tisch“ mit verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, ent-
wicklungspolitisch aktiven Nichtregierungsorganisationen, kommuna-
len Spitzenverbänden, Kirchen und Wirtschaftsverbänden eingerich-
tet. Hier wurde über einen Zeitraum von 2 Jahren gemeinsam eine 
Strategie mit konkreten Handlungsempfehlungen zur Umsetzung 
der Entwicklungspolitischen Leitlinien erarbeitet. Diese wurde im 
September 2017 vom Kabinett beschlossen. 



Für die Leitlinien wird aktuell ein Fortschrittsbericht erarbeitet. Die-
se Fortschreibung soll auch eine perspektivische Weiterentwicklung 
enthalten, in die sich die entwicklungspolitischen Akteure und die 
Zivilgesellschaft mit ihren Ideen und Erfahrungen erneut einbringen 
können.
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NORDRHEIN-WESTFALEN

Ausgangspunkt für das entwicklungspolitische Handeln der Lan-
desregierung ist das klare Bekenntnis zu den elementaren Werten 
der westlichen Verfassungen – zu Menschenwürde, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit. Die Neuen Entwicklungspolitischen Schwer-
punkte des Landes Nordrhein-Westfalen, die im Dezember 2019 
vom Kabinett beschlossen worden sind, bekräftigen, dass Nordrhein-
Westfalen in diesem Sinne mit seinen internationalen Partnern 
zusammenarbeitet. Leitgedanken der nordrhein-westfälischen 
Entwicklungspolitik sind dabei Subsidiarität und Selbstbestimmung. 
Die neuen Schwerpunkte stellen die entwicklungspolitische Arbeit 
der Landesregierung in den Kontext der Agenda 2030 und ihrer 17 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs). Neue Akzente werden vor 
allem durch die verstärkte Einbindung der Wirtschaft in die Entwick-
lungszusammenarbeit gesetzt. Die Privatwirtschaft ist ein wichtiger 
Partner, wenn es darum geht, Wissen zu vermitteln, Innovationen vo-
ranzubringen und Beschäftigungsperspektiven zu schaffen. Entwick
lungspolitisches Engagement lebt vor allem aber auch von einer 
lebendigen, starken Zivilgesellschaft. Nordrhein-Westfalen verfügt 
hier über eine außerordentlich lebendige und vielfältige Landschaft. 
Die Landesregierung will daran mitwirken, dass dieses entwicklungs
politische Engagement zeitgemäß weiterentwickelt wird und auch 
gesellschaftliche Gruppen erreicht werden, die die internationalen 
Zusammenhänge unserer politischen und wirtschaftlichen Ordnung 
weniger im Blick haben.

Nordrhein-Westfalen pflegt vielfältige internationale Beziehun-
gen und engagiert sich entwicklungspolitisch vor allem in Ländern 
und Regionen, denen es besonders verbunden ist. Angesichts ihrer 
begrenzten Ressourcen setzt die Landesregierung regionale Schwer-
punkte. Seit 2007 ist Ghana das offizielle Partnerland von Nordrhein-
Westfalen. Im Jahr 2021 soll das Partnerschaftsabkommen zwischen 
beiden Ländern erneuert werden.

In enger Kooperation mit dem Düsseldorfer Büro der Deutschen 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) realisiert die 
Landesregierung entwicklungspolitische Vorhaben in Ghana, unter 
anderem im Bereich Umwelt- und Ressourcenschutz. Seit 2019 sind 
die gemeinsamen Projekte mit der GIZ auf den neuen Schwerpunkt 
„nachhaltige Wirtschaftsentwicklung“ ausgerichtet. Zudem unter-
stützt die Landesregierung die Modernisierung des Fachhochschulsek-
tors in Ghana und die bessere Vernetzung zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft.

Seit 2017 findet ein Verwaltungsaustausch zwischen Ghana und 
Nordrhein-Westfalen statt; seit 2019 fördert das Land zusätzlich 
einen kommunalen Fachaustausch, der darauf abzielt, bestehende 
Kooperationen zwischen Städten und Gemeinden in beiden Ländern 
zu stärken und neue Partnerschaften zu unterstützen.

Zivilgesellschaftliches Engagement prägt die Partnerschaft zwischen 
Nordrhein-Westfalen und Ghana ganz maßgeblich, zu nennen sind vor 
allem das Ghana Forum als Verein der in Ghana engagierten zivilge-
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sellschaftlichen Akteure und der Ghana Council als Zusammenschluss 
der Diaspora. Mit eigenen Förderprogrammen unterstützt die Landes-
regierung Vorhaben von Initiativen in Ghana und weiteren Ländern, 
zum Beispiel über den „Konkreten Friedensdienst“, das „Promoto-
renprogramm“ und das „Auslandsprogramm“. Weitere Informationen 
zur Länderpartnerschaft mit Ghana.

Der Konkrete Friedensdienst ist ein Förderprogramm für junge 
Erwachsene aus Nordrhein-Westfalen. Das Programm bietet für 
vielfältige Projekteinsätze, die zwischen 25 Tage und zwölf Wochen 
dauern, einen Reisekostenzuschuss. Die Teilnehmenden planen ihre 
Auslandsaufenthalte in eigener Regie und kooperieren gleichberech-
tigt mit Organisationen in den Ländern des Südens. Darüber hinaus 
bestehen im Rahmen des Konkreten Friedensdienstes Kooperationen, 
die es jungen Berufstätigen wie z.B. Handwerkerinnen und Handwer-
kern oder Auszubildenden aus Pflegeberufen ermöglicht, an einem 
Projekt im Ausland teilzunehmen. Ein wechselseitiger Austausch zur 
Stärkung zivilgesellschaftlicher Akteure des globalen Südens ist darü-
ber hinaus ein fester Bestandteil des Konkreten Friedensdienstes.

Mit dem Programm zur Förderung der entwicklungspolitischen 
Informations- und Bildungsarbeit (EpIB) unterstützt das Land die 
entwicklungspolitische Bildungsarbeit nordrhein-westfälischer Eine-
Welt-Gruppen und Nichtregierungsorganisationen. Ziel ist es, bei den 
Menschen in Nordrhein-Westfalen ein Bewusstsein für globale Zusam-
menhänge zu schaffen, das Wissen über die Situation in Ländern des 
globalen Südens zu verbreitern, Fremdenfeindlichkeit vorzubeugen 
und bei den Bürgerinnen und Bürgern die Bereitschaft zu wecken, 
einen eigenen Beitrag zu einer gerechten globalen Entwicklung zu 
leisten.

Die entwicklungspolitische Bildungsarbeit wird von der Landes-
regierung außerdem durch das Promotorenprogramm, das eine 
„Grundversorgung“ der Zivilgesellschaft mit Expertise in diesem 
Bereich sichert, unterstützt. Das Programm wird von Eine-Welt-Or-
ganisationen in ganz Nordrhein-Westfalen umgesetzt; Träger sind das 
Eine Welt Netz NRW und Engagement Global, Außenstelle Nordrhein-
Westfalen (Düsseldorf). Weiterführende Informationen befinden sich 
unter: einewelt-promotorinnen.de.

Entsprechend der Entwicklungspolitischen Schwerpunkte des Landes 
Nordrhein-Westfalen wird auch die kommunale Entwicklungszu-
sammenarbeit gefördert. Kommunen können für Entwicklungspart-
nerschaften einen sehr konkreten und wesentlichen Beitrag leisten - 
etwa, wenn es um die Sensibilisierung für entwicklungspolitische und 
internationale Zusammenhänge geht, oder darum, dass sich lokales 
Handeln auch auf die globale Welt auswirkt und die Globalisierung 
umgekehrt wieder auf die lokale Ebene wirkt. Kommunale Entwick-
lungspartnerschaften bauen hier eine wichtige Brücke zwischen den 
Menschen in Nordrhein-Westfalen und denjenigen in den Partnerkom-
munen.

NORDRHEIN-WESTFALEN
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NORDRHEIN-WESTFALEN

Mit ihrem Auslandsprogramm fördert die Landesregierung ent-
wicklungspolitische Projekte von Nichtregierungsorganisationen aus 
Nordrhein-Westfalen. Das Programm unterstützt Eine-Welt-Initiati-
ven, Vereine, Migrantenorganisationen, kirchliche Gruppen und an-
dere, die sich in Kooperation mit Partnerorganisationen im Globalen 
Süden dafür einsetzen, die Lebensbedingungen vor Ort nachhaltig zu 
verbessern. Schwerpunkte des Programms sind Bildung, Gesundheit, 
ökologische Nachhaltigkeit sowie nachhaltiges Wirtschaften und die 
Schaffung von Arbeit.

Im Kontext der weltweiten Fluchtbewegungen engagiert sich das 
Land Nordrhein-Westfalen außerdem verstärkt in der Region des Na-
hen Ostens – vor allem in Jordanien. Um die Lebensbedingungen der 
Flüchtlinge und der jordanischen Bevölkerung zu verbessern, werden 
Projekte in verschiedenen Bereichen umgesetzt.

Mit Zuschüssen unterstützt Nordrhein-Westfalen ein Kurzzeitsti-
pendium für junge Menschen aus Israel, den Palästinensischen 
Gebieten und Jordanien sowie den trilateralen Masterstudiengang 
„European Studies“ an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.

Mit 23 Organisationen der Vereinten Nationen (VN) und rund 170 
international tätigen Nichtregierungsorganisationen ist die Bundes-
stadt Bonn der wichtigste VN-Standort und inzwischen das Kompe-
tenzzentrum für internationale Zusammenarbeit und nachhaltige 
Entwicklung in Deutschland. Darüber hinaus arbeiten zahlreiche 
Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen, Wissenschafts- und 
Wirtschaftsinstitutionen sowie Unternehmen unter dem Leitmotiv 
„Nachhaltigkeit gestalten“ hier gemeinsam an Lösungen für globale 
Zukunftsfragen des 21. Jahrhunderts.

Die Landesregierung fördert die Entwicklung des VN-Standortes und 
das Profil Bonns als Kompetenzzentrum für internationale Politik 
und globale Nachhaltigkeitsstrategien in enger Kooperation mit dem 
Bund und der Stadt Bonn. Sie unterstützt z. B. die Ansiedlung neuer 
VN-Sekretariate und anderer internationaler Organisationen in Bonn. 
Nordrhein-Westfalen hat darüber hinaus ein Gaststaatgesetz zur Er-
leichterung der Ansiedlung internationaler Einrichtungen in Deutsch-
land auf den Weg gebracht, das im Oktober 2019 vom Bundestag 
verabschiedet und im November 2019 vom Bundesrat beschlossen 
wurde. Die Landesregierung fördert außerdem die Durchführung von 
Veranstaltungen und weiteren Projekten am internationalen Standort 
Bonn, die dazu beitragen, den Austausch zu globalen Nachhaltig-
keitsfragen voranzutreiben. Dazu gehören auch Bildungsveranstal-
tungen zur Umsetzung der Agenda 2030.
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ENTWICKLUNGSPOLITIK IN RHEINLAND-PFALZ

Die rheinland-pfälzische Landesregierung will mit ihrer Entwicklungs-
politik dazu beitragen, weltweit Armut zu bekämpfen, die Globali-
sierung gerechter zu gestalten und die Umwelt zu schützen. Dabei 
orientiert sie sich an den von den Vereinten Nationen im September 
2015 verabschiedeten „Sustainable Development Goals“ (SDG) als 
Referenzrahmen für die Politik in Rheinland-Pfalz. In der Entwick-
lungspolitik geht es heute um mehr als um Projekte und Programme. 
Es geht um grundlegende politische, gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Veränderungen, die weltweit stattfinden müssen. Es geht 
um eine sozial und ökologisch gerechte Globalisierung, um gerechte 
Handelsstrukturen, um Klima- und Umweltschutz. Und es geht um 
Veränderungen von Lebens- und Konsummustern in Deutschland.

Vor diesem Hintergrund umfasst die Entwicklungspolitik des Landes 
folgende Schwerpunkte:

Nachhaltige Beschaffung

Die nachhaltige Beschaffung trägt dazu bei, die Lebens- und Arbeits-
situation vieler Menschen in Afrika, Asien und Lateinamerika zu ver-
bessern. Daher sind vor allem auch Land und Kommunen gefordert, 
soziale und ökologische Kriterien verbindlich in die öffentlichen Aus-
schreibungen aufzunehmen. Im Rahmen unseres Schulungsprojekts 
„Rheinland-Pfalz kauft nachhaltig ein!“, das in Kooperation mit dem 
entwicklungspolitischen Landesnetzwerk ELAN durchgeführt wird,  
zeigen wir den Kommunen, wie nachhaltige Beschaffung rechtssicher 
und praktikabel möglich ist.

Kommunale Entwicklungspolitik

Kommunen sind wichtige Akteure in der Entwicklungspolitik. Wir 
motivieren und unterstützen Kommunen in ihrem Bemühen, sich mit 
eigenen Vorhaben zu engagieren, z. B. in der Bildungsarbeit, bei 
kommunalen Partnerschaften oder der nachhaltigen Beschaffung.

Bildungsarbeit an Schulen

Die Landesregierung möchte mehr Verständnis für die Situation in 
anderen Ländern, aber auch für globale Zusammenhänge wecken. 
Kinder und Jugendliche sollen erfahren, welche Auswirkungen unser 
Handeln auf Menschen in anderen Erdteilen hat und für ein nachhal-
tiges und sozial gerechtes Handeln sensibilisiert werden.

Informationsveranstaltungen zu entwicklungspolitischen Themen

Wir organisieren gemeinsam mit rheinland-pfälzischen Partnern In-
formations- und Diskussionsveranstaltungen zu aktuellen Themen der 
Entwicklungspolitik und wirken mit bei Fachtagungen und Präsenta-
tionen.

Kooperation mit der Zivilgesellschaft

Wir unterstützen Vereine, Kommunen, Schulen oder Kirchen in 
Rheinland-Pfalz, die Projekte der entwicklungspolitischen Informa-
tions- und Bildungsarbeit im Inland durchführen oder mit Partnern in 

RHEINLAND-PFALZ



46

Ländern des Südens kooperieren.

PARTNERSCHAFT MIT RUANDA

Im Jahr 1982 besiegelten Rheinland-Pfalz und die Republik Ruanda 
durch einen Briefwechsel zwischen den beiden Regierungen die erste 
Partnerschaft unter einem Deutschen Land und einem afrikanischen 
Land. Grundgedanke war von Anfang an eine sogenannte Graswurzel-
partnerschaft zu entwickeln, die dezentral und bürgernah organisiert 
sein sollte. Eigenverantwortlich schlagen die ruandischen Partner 
Projekte vor, die ihnen am dringlichsten und notwendigsten erschei-
nen. Auf der rheinland-pfälzischen Seite bemühen sich die Partner 
darum, die finanzielle und materielle Unterstützung bereitzustellen.

Die vorrangigen Ziele der Maßnahmen sind die Verbesserung der 
Bildung, die Unterstützung von Frauen und die Mitwirkung in den 
Bereichen Gesundheitsversorgung und Naturschutz. Im Rahmen der 
über 193 Schulpartnerschaften wird die Schulsituation in Ruanda 
nachhaltig verbessert. Auch der persönliche Kontakt zwischen Kin-
dern und Jugendlichen sowie zwischen Lehrenden und Schulleitungen 
aus Rheinland-Pfalz und Ruanda werden gefördert. Die berufliche 
Bildung ist ein weiterer wichtiger Faktor bei der Ausbildung der Ru-
anderinnen und Ruander. Nur mit der geeigneten beruflichen Bildung 
ist es möglich, qualifizierte Facharbeiterinnen und Facharbeiter 
auszubilden, die für die wirtschaftliche Entwicklung Ruandas eine 
enorm große Rolle spielen. Menschen mit Behinderungen als wichtige 
Akteure in die Partnerschaft einzubringen und so die Zusammenar-
beit zwischen Rheinland-Pfalz und Ruanda weiter zu vertiefen ist ein 
neuer Schwerpunkt. Es gibt zudem immer mehr Projekte zur Gewin-
nung erneuerbarer Energien und des Umweltschutzes. Die rheinland-
pfälzische Wirtschaft wird in die Partnerschaft mit einbezogen, um 
die Entwicklung in Ruanda noch weiter voranzutreiben. Auch in den 
Bereichen Kunst, Kultur und Sport engagiert sich die Partnerschaft 
zunehmend. Sie wirken als Brücke der Verständigung und fördern die 
Zusammenarbeit mit und zwischen den Partnern. Durch die vielen 
Begegnungsreisen in den vergangenen Jahren konnten vor allem 
junge Menschen die jeweils andere Kultur kennenlernen und vonei-
nander profitieren: Kinder und Jugendliche bilden die Basis für die 
Zukunft der Partnerschaft.

Weitere Informationen: 

Partnerschaft Rheinland-Pfalz-Ruanda: https://mdi.rlp.de/de/
unsere-themen/partnerschaften-entwicklungspolitik/partnerschaft-
mit-ruanda/

Ministerium des Innern und für Sport: www.mdi.rlp.de

RHEINLAND-PFALZ
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SAARLAND

Für das Thema ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT IM SAARLAND 
zeichnet das Ressort des Ministers für Bildung und Kultur Ulrich 
Commerçon im Saarland verantwortlich. Sein Ziel ist es, eng mit den 
entwicklungspolitisch tätigen Nichtregierungsorganisationen zusam-
menzuarbeiten.

Gemeinsam mit den Nichtregierungsorganisationen wird globale 
Verantwortung wahrgenommen: Es werden Partnerschaften mit den 
Entwicklungsländern gepflegt und die entwicklungspolitische Infor-
mations- und Bildungsarbeit sowie das bürgerschaftliche Engagement 
für die „Eine Welt“ gefördert. 

Im Dialog mit entwicklungspolitisch tätigen Nichtregierungsorganisa-
tionen

Die Ausgestaltung der Entwicklungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland liegt in gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern 
und Kommunen. In diesem Sinne bekennt sich die saarländische Lan-
desregierung in ihrem Koalitionsvertrag dazu, die Entwicklungszu-
sammenarbeit des Saarlandes auszubauen und weiterzuentwickeln. 

Im Koalitionsvertrag für die 16. Legislaturperiode des Saarlandes 
(2017–2022) heißt es: „Die Landesregierung hat in einem breit ange-
legten Dialog mit allen entwicklungspolitisch engagierten Nichtre-
gierungsorganisationen Leitlinien der Entwicklungszusammenarbeit 
des Saarlandes erstellt. Wir werden die dort formulierten Hand-
lungsfelder, orientiert an dem Leitbild einer globalen nachhaltigen 
Entwicklung konsequent weiter verfolgen. Ebenso haben wir für die 
Förderung der engagierten Arbeit der Nichtregierungsorganisationen 
eine solide und verbesserte Grundlage geschaffen und werden auf 
dieser Basis die Arbeit der Initiativen weiterhin unterstützen.

Wesentliche der im Saarland vorhandenen Schwerpunkte und Kom-
petenzen liegen in den Bereichen „Globales Lernen“ und „Fairer 
Handel/ Nachhaltige Beschaffung.“ Wir haben mit fairer und nach-
haltiger Beschaffung begonnen sowie Globales Lernen und Bildung 
für nachhaltige Entwicklung bundesweit vorbildlich vorangebracht. 

Seit Mai 2018 gibt es im Saarland daher auch eine „Landeskoordina-
tion Bildung für nachhaltige Entwicklung“, welche sich darum küm-
mert, dass Bildung für Nachhaltige Entwicklung in der schulischen 
Bildung verankert wird. Mit der Landeskoordinierungsstelle verstetigt 
Bildungsminister Ulrich Commerçon die Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) systematisch und strukturell im Bildungsbereich. Um 
globale Zusammenhänge und individuelles Verhalten in Verbindung 
zu bringen, sollen bereits Schülerinnen und Schüler für die Nachhal-
tige Entwicklung sensibilisiert werden. 

Auch im Bereich Fairer Handel/ Nachhaltige Beschaffung gibt es 
weitreichende Bestrebungen. So heißt es im Koalitionsvertrag: 
„Das Saarland soll das erste faire Bundesland werden. Um dies zu 
erreichen, wollen wir die öffentliche Beschaffung nach und nach auf 
faire und regionale Produkte umstellen und global verantwortliche 
Bildungsarbeit weiter voranbringen.“ Hierzu tagt regelmäßig eine 
Projektgruppe und die einzelnen zu erfüllenden Kriterien werden mit 
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den unterschiedlichen Interessengruppen gemeinsam in den Blick 
genommen. 

Ziele und Schwerpunkte

Da Entwicklungszusammenarbeit vor allem auch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist, wird insbesondere die erfolgreiche Arbeit 
von privaten Initiativen, der Kirchen und weiteren Nichtregierungs-
organisationen finanziell und ideell unterstützt. Gemeinsam wollen 
wir konkret dazu beitragen, weltweit Armut zu bekämpfen, Frieden 
zu sichern, Demokratie zu verwirklichen und die Globalisierung 
gerechter zu gestalten.

Leitlinien zur Entwicklungszusammenarbeit

Die Leitlinien der Entwicklungszusammenarbeit des Saarlandes 
wurden im März 2017 vom saarländischen Landtag verabschiedet 
und sind das Ergebnis eines Entwicklungsprozesses unter aktiver 
Beteiligung der Zivilgesellschaft und saarländischer Nichtregierungs-
organisationen. Sie stellen den Rahmen der Entwicklungszusammen-
arbeit des Saarlandes dar und sollen die vorhandenen Strukturen, 
Initiativen und Aktivitäten stärken. Sie dienen als Orientierung und 
bilden die Grundlage für das künftige entwicklungspolitisch relevan-
te Engagement des Saarlandes. 

Die Handlungsfelder der saarländischen Entwicklungszusammenar-
beit sind:

•	 entwicklungspolitische Informations-, Beratungs- und Bildungsar-
beit 
•	 Wissenschaft, Forschung und Lehre 
•	 internationaler Austausch 
•	 Wirtschaft, Unternehmen, öffentliche Verwaltungen u. Kommunen 
•	 internationaler Handel und Agrarpolitik 
•	 Nord-Süd-Partnerschaften/ Kooperationen 
•	 Auswirkungen europäischer Politik auf Länder des globalen Südens

Richtlinien Entwicklungszusammenarbeit

Die Richtlinien des Ministeriums für Bildung und Kultur zur Ge-
währung von Zuwendungen für die Förderung von Projekten im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit sieht – angelehnt an die 
Leitlinien der Entwicklungszusammenarbeit – neben der Förderung 
von Auslandsprojekten im Globalen Süden auch die Möglichkeit der 
Förderung inländischer Projekte vor. Voraussetzung ist, dass es sich 
um Projekte der schulischen, beruflichen und universitären Bildung, 
um außerschulische Bildungsprojekte für Kinder und Jugendliche, um 
Weiterbildungs- und Erwachsenenbildungsprojekte oder um ent-
wicklungspolitische Maßnahmen und Veranstaltungen für die breite 
Zivilgesellschaft handelt.

Der Beirat Entwicklungszusammenarbeit

Der Beirat Entwicklungszusammenarbeit unterstützt das Ministerium 
maßgeblich bei der Bewilligung von Anträgen für entwicklungspoli-
tische Projekt- und Programmaktivitäten. Die in die Förderung auf-
zunehmenden Projekte werden partnerschaftlich mit den im Beirat 
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Entwicklungszusammenarbeit vertretenen entwicklungspolitischen 
Initiativen ausgewählt.
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SACHSEN

Der Freistaat Sachsen unterstützt das Ziel einer nachhaltigen Ent-
wicklung zugunsten einer zukunftsfähigen Gesellschaft im Sinne der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen und den damit verbundenen 
Zielen für nachhaltige Entwicklung. In gemeinsamer Verantwortung 
mit Bund und Kommunen wird Sachsen seinen Anteil zur Erreichung 
der Ziele bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus beitragen. Die im 
Rahmen der Agenda 2030 beschlossenen 17 Nachhaltigkeitsziele 
gelten für alle Staaten der Erde. Ein wichtiger Baustein ist die Un-
terstützung der Entwicklungszusammenarbeit. Die entwicklungspo-
litischen Leitlinien des Freistaates Sachsen wurden in die sächsische 
Nachhaltigkeitsstrategie 2018 integriert (www.nachhaltigkeit.
sachsen.de).

Sachsen versteht Entwicklungszusammenarbeit als Querschnittsauf-
gabe und möchte diese unter bereiter Mitwirkung der Bevölkerung, 
des Entwicklungspolitischen Netzwerks Sachsen e. V. (ENS) und der 
weiteren Akteure, wie den kirchlichen Entwicklungsorganisationen 
oder Nichtregierungsorganisationen, die nicht im ENS organisiert 
sind, umsetzen. Die Entwicklungszusammenarbeit des Freistaates 
Sachsen wird in der Sächsischen Staatskanzlei koordiniert. Seit 2017 
unterstützt der Freistaat Sachsen, neben langjähriger und breit 
angelegter entwicklungspolitischer Bildungsarbeit im Inland, nun 
auch entwicklungspolitische Projekte und Initiativen im Ausland. Mit 
Projekten der Entwicklungszusammenarbeit zum Beispiel in Marokko 
und im Libanon werden Länder unterstützt, die vor großen Heraus-
forderungen aufgrund der weltweit zunehmenden Migration stehen. 
Ferner werden Projekte in Mosambik und Peru mit der Gesellschaft 
für internationale Zusammenarbeit (GIZ) im Rahmen des Bund-Län-
der-Programms des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung umgesetzt.

Mit Projektinhalten, die Hilfe zur Selbsthilfe bieten und sich an der 
Lebenswirklichkeit der Menschen orientieren, möchte Sachsen vor 
Ort Hilfe leisten und gleichzeitig die Gesellschaften in den Staaten 
unterstützen, die viele Flüchtlinge aufnehmen bzw. aufgenommen 
haben. 

Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit innerhalb 
und außerhalb von Schulen leistet der Freistaat Sachsen seit vielen 
Jahren. Bildungsangebote, Veranstaltungshinweise und Materialien 
zur nachhaltigen Bildung sind online abrufbar (www.bne-sachsen.de). 
Inzwischen sind sieben Eine-Welt-Promotor/-innen in Sachsen tätig, 
die für Globalen Lernens und nachhaltige Lebensweise werben. Die 
Angebote richten sich an Bildungseinrichtungen wie Kindergärten, 
Schulen, Volkshochschulen oder Jugendfreizeitstätten.

Das Studienbegleitprogramm STUBE umfasst Wochenendseminare 
und Tagesveranstaltungen für Studierende aus Entwicklungsländern 
an sächsischen Hochschulen. Darüber hinaus beteiligt sich der Frei-
staat ab 2018 auch an der ASA-Hochschulkooperation und unterstützt 
so den Austausch junger Menschen aus Industrie- und Entwicklungs-



BAYERN

51

ländern.

In Dresden ist zudem das deutschlandweit zweite wissenschaftliche 
Institut der Universität der Vereinten Nationen (UNU) ansässig, das 
vom Freistaat Sachsen und vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung gefördert wird. Das United Nations University Institute 
for Integrated Management of Material Fluxes and of Resources 
(UNU-FLORES) beschäftigt sich mit internationalen Strategien zur 
nachhaltigen Ressourcennutzung und bildet eine wichtige Schnitt-
stelle zwischen Wissenschaft und Politik. UNU-Flores ist die einzige 
Untereinheit der Vereinten Nationen mit Sitz in Sachsen und ein 
einzigartiger Akteur der entwicklungspolitischen wissenschaftlichen 
Arbeit.

SACHSEN
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SACHSEN-ANHALT

In Sachsen-Anhalt erfolgt die landesweite Koordinierung der Entwick-
lungszusammenarbeit im Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft 
und Digitalisierung (MW).

Entwicklungspolitische Leitlinien

Die aus dem Jahr 2000 stammenden Entwicklungspolitischen 
Leitlinien wurden ab 2018 unter Mitwirkung entwicklungsbezogen 
tätiger Organisationen und Gruppen, Kirchen, Gewerkschaften sowie 
Wirtschaft und Wissenschaft überarbeitet und mit Beschluss der 
Landesregierung vom 12. März 2019 verabschiedet.

Die Leitlinien dienen als Orientierung und Richtschnur für das ent-
wicklungsbezogene Engagement des Landes insgesamt. Gemäß der 
entsprechenden MPK-Beschlüsse der letzten Jahre waren die Leitlini-
en weiterzuentwickeln, insbesondere unter Berücksichtigung der in 
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen festgelegten nachhaltigen 
Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals – SDG). Neben 
den Grundprinzipien heben die Leitlinien 8 Schwerpunkte hervor, 
nach denen sich die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) des Landes 
ausrichtet bzw. ausrichten soll: 

Die entwicklungsbezogene Informations-, Bildungs- und Öffent-
lichkeitsarbeit, die Förderung entwicklungsbezogen tätiger Nicht-
regierungsorganisationen (NRO) einschließlich entsprechender 
Netzwerkstrukturen, die Nutzung des Potentials von Wissenschaft 
und Forschung , die Verknüpfung von Migration und Entwicklung, die 
Stärkung von Fairem Handel und nachhaltigem Konsum, die Sensibi-
lisierung von Unternehmen für die EZ bei gleichzeitiger Integration 
der Kompetenzen der Wirtschaft, die Stärkung von Partnerschaften 
und Nutzung vorhandener Kompetenzen, die praxisorientierte Aus- 
und Fortbildung ausländischer Fach- und Führungskräfte sowie Hu-
manitäre Hilfe. Gemäß den Leitlinien versteht die Landesregierung 
Entwicklungszusammenarbeit entsprechend ihrem umfassenden und 
mehrdimensionalen Charakter dabei ausdrücklich als Querschnitts-
aufgabe, die über alle Ressorts umzusetzen ist. Um die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit zu verbessern, wurde ein fachlicher 
Arbeitskreis „Entwicklungszusammenarbeit“ etabliert. Dieser setzt 
sich zusammen aus Vertretern aller Ressorts, der Fraktionen des 
Landtages sowie Fachleuten aus verschiedenen Bereichen der EZ. 

Entwicklungsbezogene Informations-, Bildungs-und Öffentlichkeits-
arbeit

Für die entwicklungsbezogene Bewusstseinsbildung in der Bevölke-
rung bzw. zur Steigerung des Verständnisses und Engagements für die 
Probleme der Einen Welt sind entwicklungsbezogen tätige NRO von 
zentraler Bedeutung. 

Diese NRO werden daher sowohl als Träger von Maßnahmen der 
entwicklungsbezogenen Informations-, Bildungs- und Öffentlichkeits-
arbeit im Inland (einschließlich der Themenbereiche Nachhaltiger 
Konsum/Fair-Handelsberatung sowie Angeboten zur Fairen Beschaf-
fung) gefördert, als auch als Träger von EZ-Projekten in Entwick-
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lungs- und Übergangsländern. 

Adressaten bzw. Orte der entwicklungspolitischen Bildung sind die 
Ausbildung der Lehrer/-innen sowie alle Schulformen einschließ-
lich der Berufsschulen und Kindergärten. Im Hinblick auf die faire 
Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen werden u.a. Unter-
nehmen und Verwaltungen beraten und entsprechende Foren für 
Mitarbeiter/-innen durchgeführt. Als zentrales Instrument fungiert 
dabei das Eine-Welt-Promotor*innenprogramm. Die erstmals 2014 
erfolgte Beteiligung Sachsen-Anhalts an der Ko-Finanzierung des 
„Eine-Welt-Promotor*innenprogrammes“ wurde ab 2019 auf nunmehr 
fünf Vollzeitstellen ausgeweitet. 

Nachdem bisher mit Unterstützung durch die Fair Trade Town-
Kampagne des Eine Welt Netzwerks Sachsen-Anhalt die Städte Halle/
Saale, Magdeburg und Wernigerode den Titel einer Fairtrade Town 
errungen haben, werden weitere Bewerbungen angestrebt.

Kommunale Partnerschaft mit EZ-Bezug

Die seit 2013 bestehende Städtepartnerschaft zwischen Hoi An (Viet-
nam) und Wernigerode (seinerzeit die erste offizielle deutsch-viet-
namesische Kommunalpartnerschaft überhaupt) ist im Jahr 2016 zu 
einer Klimapartnerschaft mit den entwicklungsbezogen relevanten 
Kernthemen Energieeffizienz/Umstellung auf erneuerbare Energien, 
Abfallverringerung/-beseitigung sowie nachhaltiger Tourismus erwei-
tert worden. Die von breiten Bevölkerungsteilen getragene und mit 
EU-Bundes-. Landes-, kommunalen Mitteln sowie privaten Beiträgen 
unterstützte „Bottom-up Partnership“ wird kontinuierlich jährlich 
auf Projektbasis fortgeführt. Im Zeitraum 2020/21 läuft ein gemein-
sames Projekt zur Fachkräfteausbildung für Hotellerie/Gastronomie. 

Landesprogramm „Partner von morgen“

Das 2001 als Kontakt- und Qualifizierungsprogramm mit den dama-
ligen Schwerpunktpartnerländern China und Vietnam aufgelegte 
Programm „Partner von morgen“ richtet sich mittlerweile bran-
chen- und länderoffen allgemein an ausländische Studierende bzw. 
Absolvent/-innen der Hochschulen sowie an kleine und mittlere 
Unternehmen des Landes (KMU).

Durch die in den teilnehmenden KMU absolvierten Praktika erlangen 
die Teilnehmer wichtige Berufserfahrungen und berufspraktische 
Qualifikationen, die nach Rückkehr in ihre Heimatländer diesen 
nachhaltig entwicklungsbezogen zu gute kommen und gleichzeitig 
die außenwirtschaftlichen Aktivitäten der teilnehmenden Unterneh-
men stärken.

In diesem Zusammenhang ebenfalls erwähnenswert sind entwick-
lungsbezogene Engagements sachsen-anhaltischer KMU in den 
Bereichen Solarenergie, Abfallwirtschaft und Landwirtschaft in den 
afrikanischen Staaten Marokko, Burkina Faso, Nigeria, Uganda, Ruan-
da, Äthiopien und Sambia.

53
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SCHLESWIG-HOLSTEIN

Die Landesregierung Schleswig-Holstein unterstützt die Aktivitäten 
entwicklungspolitischer Initiativen u. a. über eine jährliche Zuwen-
dung an das Landesnetzwerk Bündnis Eine Welt (BEI) Schleswig-Hol-
stein sowie die vier Promotorenstellen, die Anfang 2012 im Rahmen 
des Pilotvorhabens des BMZ in Kooperation mit Schleswig-Holstein 
eingerichtet wurden. Sie arbeitet in den bundesweiten Gremien der 
Entwicklungszusammenarbeit mit dem BEI vertrauensvoll zusammen.

Das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 
und Digitalisierung (MELUND) kooperiert als zuständiges Ressort 
überdies mit der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt/Enga-
gement Global und der Ev. Luth. Kirche in Norddeutschland (Nord-
kirche). Eine Vereinbarung mit der Nordkirche wurde auf höchster 
Ebene unterzeichnet. Entwicklungsbezogene Projekte von Nichtre-
gierungsorganisationen werden durch Zweckerträge der landeseige-
nen Lotterie „BINGO!“ bezuschusst.

Schwerpunkte des Ministeriums sind neben der Unterstützung von 
kommunalen und schulischen Nord-Süd-Partnerschaften Maßnah-
men der Bewusstseinsbildung – z. B. in den Bereichen nachhaltiger 
und fairer Beschaffung und Fairer Handel – sowie Bildungsarbeit im 
Rahmen des UNESCO-Weltaktionsprogramms „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“. Sie werden u. a. von oder mit dem Bildungszentrum 
für Natur, Umwelt und ländliche Räume (BNUR) sowie durch die 
Promotorinnen für Globales Lernen durchgeführt.

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (MBWK) unter-
stützt Globales Lernen sowie das Erlernen entwicklungspolitischer 
Zusammenhänge, wie aus den neuen Fachanforderungen namentlich 
für das Fach Geographie hervorgeht. Besonderes leisten hier die 
Schulen im Rahmen der schleswig-holsteinischen Initiative „Zu-
kunftsschule.SH“. Derzeit haben sich 221 Schulen in diesem Bereich 
engagiert (www.zukunftsschule.sh). Außerdem ist globales Lernen 
ein Schwerpunktthema der Unesco-Projektschulen. Im September 
2018 haben die Unesco-Projektschulen gemeinsam mit dem Baltic 
Sea Projekt dazu eine internationale Fachtagung in Damp veranstal-
tet, die von Erwachsenen und Jugendlichen gemeinsam gestaltet 
und durchgeführt wurde. Dabei haben sich 200 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer insbesondere mit global citizenship auseinandergesetzt. 

Um den internationalen Klimaschutz zu stärken, ist Schleswig-Hol-
stein 2015 der Initiative „Global Climate Leadership“ beigetreten. 
Im Rahmen der Deutsch-Mexikanischen Klimaschutzallianz bietet 
das MELUND schleswig-holsteinischen Akteuren aus Wirtschaft und 
Hochschulen Unterstützung bei der Zusammenarbeit mit mexika-
nischen Partnern auf dem Feld der erneuerbaren Energien und des 
Klimaschutzes an. 

Mit der Mitgliedschaft im Forum Nachhaltiger Kakao e. V. möchte das 
Ministerium im Land ein Zeichen für verantwortungsvolles Handeln 
in der Ernährungswirtschaft setzen. Erste positive Gespräche mit der 
hiesigen Süßwarenindustrie haben stattgefunden.

Das Wirtschaftsministerium finanziert jährlich eine mit der WTSH 
GmbH organisierte Weiterbildungsmaßnahme für Fach- und Füh-
rungskräfte aus der chinesischen Partnerprovinz Zhejiang. 
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Vielfältige Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern gibt es im 
Bereich der universitären Forschungs- und Bildungsarbeit:

// Hochschule Flensburg: 

Centre for Business and Technology in Africa (CBTA): Das CBTA 
bündelt Informationen und Know-how zu Technologie und Wirtschaft 
auf dem afrikanischen Kontinent. Es bietet Fachwissen zu Themen 
von besonderem Interesse und Relevanz für Wirtschaft und Technik 
und bietet damit auch Entscheidern und Wissenschaftlern Zugang zu 
Netzwerkpartnern, Industrie und Institutionen im Tertiärbereich in 
Afrika.

Namibia: Mit der Namibia University of Science and Technology ein 
Fachzentrum für Logistik (Namibian-German Centre for Logistics), 
Bachelor und Master in Logistik/Supply Chain Management. Weiter-
hin Kooperation im Bachelor und Master Studiengang Wirtschaftsin-
formatik.

Namibia: Projekt zum Hochschulmanagement zur Umwandlung der 
Polytechnic of Namibia zur Namibia University of Science and Tech-
nology

Kenia: Mit der Jomo Kenyatta University of Agriculture and Techno-
logy Praxispartnerschaft und Aufbau des Kenyan-German Centre for 
Data Analytics, Master in Wirtschaftsinformatik

Kamerun:  Mit dem Institute de Management et Technologie ein Mas-
ter in Wirtschaftsinformatik aus dem Programm ICT in Africa

Südafrika: Mit Cape Peninsula University of Technology, Tshwane 
University of Technology, Vaal University of Technology und Durban 
University of Technology ein Erasmus+ Projekt „Capacity Building in 
Higher Education – Cooperation for innovation and the exchange of 
good practices“

Südafrika: Kooperation mit der Cape Peninsula University of Techno-
logy zu regenerativen Energien.

African German Virtual Academy: E-Learning Kurse in Informations-
technologie für afrikanische und deutsche Studierende. Teleteaching 
mit Namibia. Virtuelle Lehre mit Kamerun und Kenia.

Schwerpunkt Business in Africa im Bachelor (und zukünftig Master) 
Betriebswirtschaftslehre: Ausbildung von Studierenden der Betriebs-
wirtschaftslehre mit dem Ziel die Märkte Afrikas besser zu verstehen 
und sinnvolle Marktentscheidungen zu treffen. Studierende begleiten 
Unternehmen bei Investitionsprojekten in Afrika.

AfriInvest: Langfristprojekt mit Master Studierenden im Schwerpunkt 
Supply Chain Management zu Daten für Investitionsentscheidungen 
in Afrika

Autumn School (in Flensburg) und Spring School (in Kenia/Kamerun) 
mit Studierenden aus Afrika und Deutschland zu aktuellen Entwick-
lungen in Wirtschaft, Informationstechnologie und Energiemanage-
ment

Wissenschaftlicher Beirat des Afrikavereins der deutschen Wirtschaft 

SCHLESWIG-HOLSTEIN
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- in Indonesien: DAAD-gefördertes Projekt “Fachbezogene Partner-
schaften mit Hochschulen in Entwicklungsländern” mit der Jember 
University im Bereich Biotechnologie zum Aufbau eines Curriculums 
Biotechnologie an der Universität Jember. Forschungssemester und 
bilateraler Studierenden-Austausch mit Möglichkeit zur Abschlussar-
beit (BSc, MSc) sind etabliert.

- in Georgien: Partner im DAAD-Projekt „Einführung des Studiengangs 
Logistik der Technischen Hochschule Wildau [FH] mit Deutsch-Geor-
gischem Doppelabschluss Bachelor of Engineering B.Eng. Logistik an 
der Georgischen Technischen Universität Tbilisi“

- in der Karibik gibt es eine Kooperation im Bereich Masterausbildung 
in Erneuerbaren Energien mit der University of the West Indies, Cam-
pus St. Augustine (Trinidad & Tobago) und Cave Hill (Barbados) auf 
der Basis eines MoU zusammen mit der Europa Universität Flensburg

- in Uganda ist basierend auf einem MoU eine Ausbildungspartner-
schaft im Bereich Waste to Energy auf dem Wege

- Aufbau eines Masterstudienganges „Maritime Business“ mit den Uni-
versitäten Zadar (Kroatien) und Portoroz (Slovenien) im Rahmen der 
durch EU-Mittel unterstützten Internationalisierung der kroatischen 
Studiengänge 

// Fachhochschule Kiel:

-- FB Informatik und Elektrotechnik:

Changchun, Jilin University 
Hangzhou, Zhejiang Association for Science and Technology

- FB Maschinenwesen: 

Kooperation mit der CDHAW (Chinesisch-Deutschen Hochschule an 
der Tongji-Universität Shanghai/China - Doppelabschluss) im Bereich 
Wirtschaftsingenieurwesen; Kooperation mit der MDHK (Mexikanisch-
Deutschen Hochschule an der Tec de Monterrey/Mexiko) im Bereich 
Wirtschaftsingenieurwesen; Kooperation mit dem IGCHE (Indo-
German Center For Higher Education am PSG College Coimbatore/
Indien) im Bereich Maschinenbau.

- FB Wirtschaft: 

Kooperation mit der Universität Kelaniya, Sri Lanka, und der Dongguk 
University Business School, Südkorea

- Institutskooperationen: Institut für Interdisziplinäre Genderfor-
schung und Diversity (IGD)

•	 Universität Dhaka in Bangladesh 
•	 Universitas Kristen Indonesia, Jakarta 
•	 Universitas Muhammadiyah, Yogyakarta

- Fachbereichsübergreifende Kooperationen (Ansprechpartner: Inter-
national Office):

•	 Hangzhou, China Jiliang University 
•	 Qingdao, Ocean University of China (OUC) 
•	 Puebla, Universidad de las Américas (UDLA) 
•	 Stellenbosch, University, Südafrika  
•	 University of Pretoria, Südafrika 56



// Technische Hochschule Lübeck: 

- hat ca. 250 Studierende aus Entwicklungsländern im Vollzeitstudi-
um eingeschrieben

- betreibt in Kooperation mit der East China University of Science 
and Technology in Shanghai die Bachelorstudiengänge Environmental 
Engineering und Information Technology; - betreibt in Kooperation 
mit der Zhejiang University of Science and Technology (ZUST) den 
Bachelorstudiengang Bauingenieurwesen.

- arbeitet mit ukrainischen Hochschulen im Bereich Bauwesen zu-
sammen (DAAD- bzw. EU-Förderung)

// Fachhochschule Westküste: 

Gemeinsam mit der Zhejiang University of Science and Technolo-
gy (ZUST) hat die Fachhochschule Westküste die fünfte Kohorte 
chinesischer Studierender im Studiengang „Elektro- und Automati-
sierungstechnik mit Studienrichtung Management“ (EAM) am CDAI in 
Hangzhou/Anji aufgenommen. Für die Studierenden des 3. Jahrgangs 
am CDAI wurde in diesem Jahr wieder eine Summer School an der FH 
Lübeck organisiert, in der Sprach-und Kulturprogramm im Vorder-
grund standen.  

Mit der Unterstützung der WTSH konnten die EAM-Studierenden im 
6. Semester genügend Praktikumsplätze bekommen und alle haben 
ihr Praktikum erfolgreich absolviert. Am 06. September 2018 ist eine 
Auswahl von insgesamt 15 chinesische Studierende des zweiten Jahr-
gangs an der FHW eingetroffen, um ihr Studium in Heide weiterzu-
führen und voraussichtlich im Sommer 2019 mit dem Ziel eines dt.-
chin. Doppelabschlusses zu beschließen. Für die EAM-Studierenden 
an der FHW wurde wieder ein gesondertes Onboarding-Programm 
geschnürt, um ihnen zu helfen sich in Heide und an der FHW einzule-
ben, frühzeitig mit den übrigen FHW-Studierenden Anknüpfungspunk-
te zu finden, sowie sie inhaltlich und sprachlich auf das Studium in 
Heide vorzubereiten. Wie auch im vergangenen Jahr besteht zudem 
weiterhin ein reger didaktischer und fachlicher Austausch von Dozen-
ten der ZUST an die FHW und vice versa.

// Universität zu Lübeck: 

Vergabe von Stipendien für den Studierendenaustausch mit Part-
neruniversitäten in der Ukraine und der Russischen Föderation im 
Bereich Medizin.

// Europa-Universität Flensburg: 

3-semestriger Masterstudiengang „Energie und Umweltmanagement“ 
mit wahlweisem Schwerpunkt auf Industrie- oder Entwicklungslän-
der; hier jährlich bis zu 12 DAAD Vollstipendiaten aus Entwicklungs-
ländern;

Ghana: Erasmus-Partnerschaften im Projekt KA 107; Förderung von 
Studierenden (Master) und Promovenden im Bereich Lehrerbildung, 
hier Kooperation mit der University of Education, Winneba. Seit 
10 Jahren werden Schulpraktika für EUF Studierende an Schulen in 
Ghana organisiert, derzeit v.a. im Bereich Sonderpädagogik.

Partneruniversitäten mit v.a. studentischem Austausch (laut DAC 57
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Liste) in: Kolumbien und Mexiko

An der EUF sind derzeit Studierende aus 20 Entwicklungsländern 
eingeschrieben (laut DAC Liste).

// Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU): 

Forschungskontakte und Studienprogramme mit BRICS-Staaten sowie 
mit Entwicklungsländern

Vergabe von Stipendien an ausländische Studierende und Promo-
vierende aus unterschiedlichen Herkunftsländern; viele Postdokto-
randen aus Schwellen- und Entwicklungsländern. Über 30-jährige 
Zusammenarbeit mit der Zhejiang Universität (ZJU) in China. In 
jüngster Zeit Ausweitung der Zusammenarbeit mit der ZJU auf den 
Bereich der Meereswissenschaften sowie intensive Kooperation des 
CAU China-Zentrums mit der ZJU. In den Meereswissenschaften 
existiert auch eine Kooperation mit der Ocean University in Qingdao/
VR China. Seit  dem Jahr 2016 existiert auch ein uniweites Studie-
rendenaustauschabkommen mit dem Beijing Institute of Technology 
in Peking.

Mitglieder im Exzellenzcluster Ozean der Zukunft in Kiel beteiligen 
sich an Capacity-Building-Aktivitäten, u. a. auf den Kapverde-Inseln 
und im Rahmen des UNESCO/IOC Chairs in den Meereswissenschaften 
an Projekten wie TTR (Unterricht durch Forschung), dem Austausch 
von Masterstudierenden und Promovierenden bzw. Sommerschulen 
und gezielter Forschung für lokale Wirkung.

Im Bereich der Meereswissenschaften gibt es lange bestehende 
Kooperationen des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung 
Kiel mit den Kapverden. Ende 2017 wurde das Ocean Science Centre 
Mindelo als Logistikbasis für die Forschung im Bereich des östlichen 
tropischen Atlantiks in Betrieb genommen. Neben der Forschung 
bildet auch Capacity-Building in der Region einen Schwerpunkt. Da-
rüber hinaus koordiniert das GEOMAR im Rahmen einer langfristigen 
Kooperation zwischen der Helmholtz-Gemeinschaft und dem Oman 
ein wissenschaftlich-technisches Pilotprojekt zur Untersuchung von 
Grundwasserverlusten an der Küste des Omans als Grundlage für ein 
nachhaltiges Grundwassermanagement in der Region.

Die CAU ist seit Oktober 2018 assoziierte Unterstützerin im Netz-
werk des Deutschen Wissenschafts- und Innovationshaus (DWIH) in 
São Paulo in Brasilien. Ziel ist die Stärkung der Vernetzung und die 
Steigerung der Sichtbarkeit im größten und bevölkerungsreichsten 
Land Südamerikas. Auch Kooperationen und Aktivitäten im Transfer-
bereich von Universität, Wirtschaft und Gesellschaft sollen in den 
Blick genommen werden. Mitglieder der CAU haben in den letzten 
Jahren bereits intensive Kontakte zu brasilianischen Universitäten 
und Forschungseinrichtungen aufgebaut. Die fachliche Bandbreite 
ist groß und reicht von den Meeres- und Geowissenschaften über 
die Nanowissen-schaften und Rechtswissenschaften bis zur Psycho-
logie, Romanistik und Geographie. Diese vielfältigen Einzelkontakte 
sollen in den kommenden Jahren systematisch weiterentwickelt und 
ausgebaut werden.
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THÜRINGEN

Entwicklungszusammenarbeit ist eine zentrale Aufgabe internationa-
ler Politik. Auch wenn die Kompetenzen für die Entwicklungszusam-
menarbeit grundsätzlich beim Bund liegen, ist das Land Thüringen 
bestrebt, einen Beitrag in diesem Politikfeld zu leisten und einzel-
fall- bzw. projektbezogen mit dem Bund zu kooperieren.

Die entwicklungspolitischen Leitlinien für den Freistaat Thüringen 
wurden fortgeschrieben und im März 2018 erneut verabschiedet. Die 
neuen Leitlinien wurden von Landesregierung und Zivilgesellschaft in 
einem breiten Dialogprozess gemeinsam erarbeitet und leisten neben 
der Thüringer Nachhaltigkeitsstrategie und der integrierten Energie- 
und Klimaschutzstrategie einen Beitrag zur Umsetzung der Agenda 
2030 und der nachhaltigen Entwicklungsziele in Thüringen für unsere 
Eine Welt.

Mit den entwicklungspolitischen Leitlinien bekennt sich Thüringen 
zu seiner entwicklungspolitischen Verantwortung und zur Gestaltung 
einer Politik im Sinne global nachhaltiger Entwicklung.

Die Thüringer Landesregierung versteht Entwicklungszusammenar-
beit als Querschnittsaufgabe und unterstützt vor diesem Hintergrund 
Initiativen und Projekte des entwicklungspolitischen Netzwerkes 
in Thüringen. Das „Eine Welt Netzwerk Thüringen“ als Dachorga-
nisation des entwicklungspolitischen Engagements der Thüringer 
Nichtregierungsorganisationen ist wichtigster Kooperationspartner 
der Thüringer Landesregierung. Darüber hinaus begrüßt der Freistaat 
Thüringen die Arbeit von gesellschaftlichen Gruppen, Kirchen und 
anderen nichtstaatlichen Trägern der Entwicklungszusammenarbeit 
und unterstützt diese durch gegenseitigen Informations- und Erfah-
rungsaustausch bei ihrem selbstverantwortlichen Handeln.

Seit 2016 beteiligt sich die Thüringer Landesregierung an der Finan-
zierung des Eine Welt-Promotorenprogramms. Die Promotorinnen und 
Promotoren beraten und vernetzen zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen und Initiativen in Thüringen und Deutschland, die sich in der 
Eine Welt-Arbeit engagieren und Projekte und Aktionen initiieren, 
mit denen sie Alternativen für eine zukunftsfähige Gesellschaft auf-
zeigen. Dazu stärken sie das Wissen und die Kompetenz in Hinblick 
auf ökologische und soziale Zukunftsfähigkeit, fördern politische 
Partizipation und zivilgesellschaftliches Engagement.

Im Zentrum der entwicklungspolitischen Konzeption des Landes steht 
eine nachhaltige Bildungsarbeit. Aus diesem Grund werden seit 1995 
die Thüringer Entwicklungspolitischen Bildungs- und Informationsta-
ge (THEBIT) gefördert, die zum Ziel haben, Thüringer Schülerinnen 
und Schüler mit Problemen der Länder der Entwicklungszusammen-
arbeit vertraut zu machen, Bewusstsein für Fragen der Einen Welt zu 
schaffen und in dieser Form auch einen aktiven Beitrag zum Abbau 
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von Fremdenfeindlichkeit zu leisten und Toleranz zu üben.

Dem Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe“ folgend, sind im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit des Freistaats Thüringen in den vergan-
genen 20 Jahren verschiedene Maßnahmen der Aus- und Fortbildung 
von Fachkräften vor Ort und im Inland sowie die Durchführung von 
entsprechenden Projekten gefördert worden.

Darüber hinaus fördert der Freistaat Thüringen nach Möglichkeit 
einzelne Projekte in Ländern des globalen Südens. 

THÜRINGEN
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Als Gemeinschaftsprojekt der Deutschen Länder und des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) arbeitet 
die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Ministerpräsidenten der Länder von 1988-2016 zur ent-
wicklungsbezogenen Bildungsarbeit und auf der Grundlage des Konzeptes 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) zur Entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit 
vom März 2008 (BMZ Konzepte 159). Die Trägerschaft liegt seit dem Jahr 
1991 beim World University Service (WUS). Die Informationsstelle ver-
steht sich als Schnittstelle für die gemeinsamen Anstrengungen von Bund, 
Ländern, Europäischer Union und Nichtregierungsorganisationen, um die 
schulische und außerschulische entwicklungsbezogene Bildungsarbeit 
zu stärken. Sie arbeitet im Bereich der Vernetzung und Vermittlung von 
Informationen zu Fragen der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit und 
des Globalen Lernens.

Die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd wird dieser Aufgabenstel-
lung u. a. durch folgende Aktivitäten gerecht:

Vernetzung 
// �Mitarbeit in landes-, bundes- und europaweiten Netzwerken 
// �Mitarbeit in staatlichen, nichtstaatlichen und übergreifenden  

Arbeitskreisen

Beratung 
// ��verweisende Beratungstätigkeit für Multiplikatorinnen und  

Multiplikatoren der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit

Publikationen 
// �Rundbrief Bildungsauftrag Nord-Süd (vierteljährlich)
// �Online-Newsletter (monatlich)
// �Online-Broschüre zur Entwicklungspolitik der Länder 
// �Homepage mit Hinweisen zu Bildungsangeboten, Neuigkeiten  

aus Bund und Ländern, Materialien, Veranstaltungen, Adressen,  
Aktionen, Kampagnen u. v. m.

// �Bundesweiter Eine-Welt-Veranstaltungskalender zu Nord-Süd-Themen
// �Annotierte Adressverzeichnisse, Studien, Nachschlagewerke etc.
// �ENGLOB: Europäische Datenbank zum Globalen Lernen  

(www.globaleducation.de)
// �Veröffentlichungen von Artikeln zu Themen der entwicklungspolitischen 

Bildungsarbeit in Fachzeitschriften

Veranstaltungen 
// �Unterstützung bei Planung und Durchführung von Veranstaltungen  

für Akteure aus dem staatlichen und nichtstaatlichen Bereich

Kampagnen 
// �Mitarbeit bei und Koordination von europaweiten Kampagnen,  

wie z. B.: Global Education Week (www.globaleducationweek.de), 
Globale Bildungskampagne (www.bildungskampagne.org)

Kontakt 
World University Service (WUS), Informationsstelle Bildungsauftrag  
Nord-Süd, Goebenstr. 35, 65195 Wiesbaden, Tel. 0611 9446170,  
Fax 0611 446489, infostelle@wusgermany.de, www.wusgermany.de 
www.informationsstelle-nord-sued.de

DIE INFORMATIONSSTELLE  
BILDUNGSAUFTRAG NORD-SÜD
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REFERATE DER LANDESMINISTERIEN MIT ZUSTÄN-
DIGKEIT FÜR ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

BW  
STAATSMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG
Ref. 53 Entwicklungszusammenarbeit  
Dr. Christoph Grammer  
christoph.grammer[at]stm.bwl.de 
Lisa-Sophia Preller 
lisa-sophia.preller[at]stm.bwl.de
Nicole Kimmel 
nicole.kimmel[at]stm.bwl.de 
Richard-Wagner-Str. 15, 70184 Stuttgart 
Tel. 0711 2153-281, -271, -359 
www.stm.baden-wuerttemberg.de

BY 
BAYERISCHE STAATSKANZLEI 
Referat C I 8 Internationale Beziehungen, Entwicklungszusammenarbeit, 
Fluchtursachenbekämpfung, Afrika und Naher Osten (ohne Israel) 
Melanie Habelitz-Wollgam 
melanie.habelitz-wollgam[at]stk.bayern.de 
Katharina Streubel 
katharina.streubel[at]stk.bayern.de 
Martina Rehman 
martina.rehman[at]stk.bayern.de 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München 
Tel. 089 2165-2334, -2511, -2483 
www.bayern.de/staatsregierung/europapolitik-und-regionale-bezie-
hungen/bayerische-entwicklungszusammenarbeit

BE 
SENATSVERWALTUNG FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE UND BETRIEBE 
Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit 
Stefani Reich 
stefani.reich[at]senweb.berlin.de 
Martin-Luther-Str. 105, 10825 Berlin 
Tel. 030 9013-8270, -7409 
www.berlin.de/lez

BB 
MINISTERIUM DER FINANZEN UND FÜR EUROPA (MDFE) 
Referat EU-Politik, EU-Recht, Entwicklungspolitik 
Dr. Irene Heuser 
irene.heuser[at]mdfe.brandenburg.de 
Sarah Jaekel 
sarah.jaekel[at]mdfe.brandenburg.de 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam 
Tel. 0331 866-6550, -6558 
mdfe.brandenburg.de

Stabsstelle Internationalisierung, europapolitische Kommunikation und 
Zivilgesellschaft, Europafähigkeit der Landesverwaltung (IntKom) 
Detlev Groß 
detlev.gross[at]mdfe.brandenburg.de 
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Claudia Kuhlemann 
claudia.kuhlemann[at]mdfe.brandenburg.de 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam 
Tel. 0331 866-6591, -6593 
mdfe.brandenburg.de

HB 
SENATSKANZLEI DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 
Entwicklungszusammenarbeit 
Silke Goethe 
silke.goethe[at]sk.bremen.de  
Jörn Hendrichs 
joern.hendrichs[at]sk.bremen.de 
Ansgaritorstr. 22, 28195 Bremen 
Tel. 0421 361-2987, -2987, -4505 
www.ez.bremen.de

HH 
SENATSKANZLEI DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG 
ST 22 Referat Entwicklungspolitik 
Wolfgang Grätz  
wolfgang.graetz[at]sk.hamburg.de  
Hermannstr. 15, 20095 Hamburg  
Tel. 040 42831-2500 
www.hamburg.de/entwicklungspolitik 

HE 
HESSISCHES MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE,  
VERKEHR UND WOHNEN 
Ref. IV 1b Außenwirtschaft, Standortmarketing,entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit 
Dr. Gerhard Gordon Haouache 
gerhardgordon.haouache@wirtschaft.hessen.de 
Monika Gottschalk 
monika.gottschalk[at]wirtschaft.hessen.de 
Kaiser-Friedrich-Ring 75, 65185 Wiesbaden 
Tel. +49 611 815-2332, -2269 
www.wirtschaft.hessen.de

MV 
STAATSKANZLEI DES LANDES MECKLENBURG-VORPOMMERN 
Referat 310 - Grundsatzfragen der Zukunft in Mecklenburg-Vorpommern, 
Entwicklungszusammenarbeit 
Henrik Manthey  
henrik.manthey[at]stk.mv-regierung.de 
Schloßstr. 2-4, 19053 Schwerin 
Tel. 0385 588-10311 
www.regierung-mv.de
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MINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT UND UMWELT MECKLENBURG-
VORPOMMERN 
Referat 230 - Ökosystemleistungen, Bildung für Nachhaltige Entwick-
lung 
Dr. Thorsten Permien 
t.permien[at]lm.mv-regierung.de 
Dirk Niewöhner 
d.niewoehner@lm.mv-regierung.de 
Paulshöher Weg 1 
Dienstort: Dreescher Markt 2 
19061 Schwerin 
Tel.: 0385 588-6230, -6232

MINISTERIUM FÜR BILDUNG, WISSENSCHAFT UND KULTUR MECKLEN-
BURG-VORPOMMERN 
Institut für Qualitätsentwicklung Mecklenburg-Vorpommern (IQ M-V) - 
Referentin für Bildung für nachhaltige Entwicklung, Gleichstellung und 
Gewaltprävention 
Dr. Martina Trümper  
m.truemper@bm.mv-regierung.de 
Dienstort: Schmiedestraße 8 
19053 Schwerin 
Tel. 0385 588-7725

NI 
NIEDERSÄCHSISCHE STAATSKANZLEI 
Ref. 207 Internationale Zusammenarbeit, Entwicklungspolitik 
Nicole Ewert-May 
nicole.ewert[at]stk.niedersachsen.de 
Xenia Behnke 
xenia.behnke[at]stk.niedersachsen.de 
Gabriele Schwarzer  
gabriele.schwarzer[at]stk.niedersachsen.de  
Planckstr. 2, 30169 Hannover 
Tel. +49 511 120-6787, -6809, -6791 
www.stk.niedersachsen.de/startseite/themen/international

NW 
STAATSKANZLEI NORDRHEIN-WESTFALEN IM GESCHÄFTSBEREICH DES 
MINISTERS FÜR BUNDES- UND EUROPAANGELEGENHEITEN SOWIE INTER-
NATIONALES 
Abteilung IV – Europa, Internationale Angelegenheiten 
Referat IV B 2 – Internationale Beziehungen zu Israel, Naher und Mittlerer 
Osten, Afrika und Balkan 
Nicola Schwering 
nicola.schwering[at]stk.nrw.de 
Heike Dongowski  
heike.dongowski[at]stk.nrw.de 
Betissa Schahabian  
betissa.schahabian[at]stk.nrw.de 
Eva Maria Durstewitz-Marschall 
eva.durstewitz-marschall[at]stk.nrw.de 
Horionplatz 1, 40213 Düsseldorf, Postanschrift: 40190 Düsseldorf 
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Tel. 0211 837-1487, -1561, -1567, -1621 
mbei.nrw

Referat IV B 3 - Entwicklungszusammenarbeit Inland, Internationaler 
Standort Bonn 
Anke Lehmann 
anke.lehmann[at]stk.nrw.de 
Jörg Wefers 
joerg.wefers[at]stk.nrw.de 
Birgit Schölermann 
birgit.schoelermann[at]stk.nrw.de 
Dimitria Clayton 
dimitria.clayton[at]stk.nrw.de 
Horionplatz 1, 40213 Düsseldorf, Postanschrift: 40190 Düsseldorf 
Tel. 0211 837-1443, -1317, -1344, -1373 Fax 0211 837 1170 
mbei.nrw

RP 
MINISTERIUM DES INNERN UND FÜR SPORT DES LANDES RHEINLAND-
PFALZ 
Ref. Partnerland Ruanda / Entwicklungszusammenarbeit 
Dr. Carola Stein  
carola.stein[at]mdi.rlp.de 
Schillerplatz 3–5, 55116 Mainz  
Tel. 06131 16-3479  
www.mdi.rlp.de/de/unsere-themen/partnerschaften-entwicklungspo-
litik

SL 
MINISTERIUM FÜR BILDUNG UND KULTUR  
Referat B5 - Entwicklungszusammenarbeit, Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung, UNESCO-Projekt-Schulen 
Werner Loyo  
w.loyo[at]bildung.saarland.de 
Hannah Schnur 
h.schnur[at]bildung.saarland.de 
Katharina Messinger 
k.messinger[at]bildung.saarland.de 
Isabelle Kiehn 
i.kiehn[at]bildung.saarland.de 
Trierer Str. 33, 66111 Saarbrücken 
Tel. 0681 501-7345, -7361, -7361, -7983  
www.saarland.de/mbk/DE/portale/entwicklungportal/home/home_
node

SN 
SÄCHSISCHE STAATSKANZLEI  
Referat 31: Internationale Beziehungen 
Marion Gündel 
marion.guendel[at]sk.sachsen.de 
Christoph Schmitt 
christoph.schmitt[at]sk.sachsen.de 
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Franziska Geier 
franziska.geier[at]sk.sachsen.de 
Archivstr. 1, 01097 Dresden 
Postanschrift: 01095 Dresden 
Tel. 0351 564-13310, -13350, -13313 
www.sachsen.de

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR KULTUS  
Referat 36: Politische Bildung, Migration, Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung 
Albrecht Handke 
albrecht.handke[at]smk.sachsen.de  
Magdalena Metzler 
magdalena.metzler[at]smk.sachsen.de 
Carolaplatz 1, 01097 Dresden 
Postanschrift: 01079 Dresden 
Tel. 0351 564-68615, -68612 
www.sachsen.de

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT, KULTUR UND 
TOURISMUS 
Referat 42: EU-Angelegenheiten, Internationales 
Wolfgang Kill 
wolfgang.kill[at]smwk.sachsen.de 
Elke Czaplewski 
elke.czaplewski[at]smwk.sachsen.de 
Wigardstr. 17, 01097 Dresden 
Postanschrift: Postfach 10 09 20, 01079 Dresden,  
Tel. 0351 564-6012, -64212 
www.sachsen.de

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR ENERGIE, KLIMASCHUTZ, UM-
WELT UND LANDWIRTSCHAFT 
Referat 22: EU, Internationale Zusammenarbeit, Querschnittsthemen 
Burkhard Huth 
burkhard.huth[at]smul.sachsen.de 
Wilhelm-Buck-Str. 2, 01097 Dresden 
Postanschrift: 01095 Dresden 
Tel. 0351 564-22202 
www.sachsen.de

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, ARBEIT UND 
VERKEHR 
Referat Außenwirtschaft, Ansiedlung, Messen 
Kristina Juneviciute 
kristina.juneviciute[at]smwa.sachsen.de 
Wilhelm-Buck-Str. 2, 01097 Dresden 
Tel. 0351 564-83201 
www.sachsen.de
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ST 
MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, WISSENSCHAFT UND DIGITALISIERUNG 
DES LANDES SACHSEN-ANHALT 
Referat 24 – Außenwirtschaft, Europäische Angelegenheiten,  
Entwicklungszusammenarbeit 
Catrin Gutowsky 
catrin.gutowsky[at]mw.sachsen-anhalt.de 
Gabriele Wronna  
gabriele.wronna[at]mw.sachsen-anhalt.de 
Ingo Knochenhauer 
ingo.knochenhauer[at]mw.sachsen-anhalt.de  
Alexander Schulz-Medem 
alexander.schulz-medem[at]mw.sachsen-anhalt.de 
Hasselbachstr. 4, 39104 Magdeburg 
Tel. 0391 567-4452, -4240, -4328, -4271 
www.mw.sachsen-anhalt.de

SH 
MINISTERIUM FÜR ENERGIEWENDE, LANDWIRTSCHAFT,  
UMWELT, NATUR UND DIGITALISIERUNG  
Abt. 1 Ref. 12, V 121 – Bildung für nachhaltige Entwicklung, Internationa-
les und Entwicklungszusammenarbeit 
Dr. Dietmar Fahnert 
dietmar.fahnert[at]melund.landsh.de 
Mareike Rehse 
mareike.rehse[at]melund.landsh.de 
Dennis Scheffler 
dennis.scheffler[at]melund.landsh.de 
Mercatorstr. 3, 24106 Kiel 
Tel. 0431 988, -7101, -7141, -7326 
www.melund.schleswig-holstein.de

TH 
THÜRINGER STAATSKANZLEI 
Referat 3B 1- Entwicklungszusammenarbeit 
Dr. Bettina Reinisch 
bettina.reinisch[at]tsk.thueringen.de 
Regierungsstr. 73, 99084 Erfurt 
Tel. 0361 57-3215340 
www.staatskanzlei-thueringen.de/arbeitsfelder/europa-und-internati-
onales/kooperationsregionen-und-entwicklungszusammenarbeit/

BUND-LÄNDER-AUSSCHUSS ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT (BLA-EZ) 
c/o Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit  
und Entwicklung (BMZ) – Referat Z 33 Länder, Kommunen 
Anja Wagner 
anja.wagner[at]bmz.bund.de 
Europahaus, Stresemannstr. 94, 10963 Berlin  
Tel. 030 18535-2121 
www.bmz.de




